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Gesetz zum Staatsvertrag über Mediendienste
(Mediendienste-Staatsvertrag)

I .  Z i e l s e t z u n g

Das Gesetz dient der Umsetzung des Mediendienste-Staatsvertrages in Landes-
recht.

Der Staatsvertrag schafft einen spezifischen Rechtsrahmen für an die Allge-
meinheit gerichtete elektronische Informations- und Kommunikationsdienste.
Erfaßt werden danach beispielsweise Radio- und Fernsehtext, Teleshopping,
Verkehrs- und Wetterdaten als Verteildienst, elektronische Zeitungen sowie Au-
dio- und Video-On-Demand.

Durch die einheitlichen Rahmenbedingungen des Staatsvertrages wird zum ei-
nen der Medienwirtschaft die unbedingt erforderliche Planungs- und Investiti-
onssicherheit gegeben, zum anderen wird den Belangen des Jugend-, Daten- und
Verbraucherschutzes nicht zuletzt auch im Interesse der gesellschaftlichen Ak-
zeptanz von Multimedia Rechnung getragen.

Die von dem Staatsvertrag erfaßten Mediendienste werden zulassungs- und an-
meldefrei veranstaltet werden können. Hinsichtlich der Verantwortlichkeit nach
den allgemeinen Gesetzen wird in erster Linie der Anbieter eigener Inhalte in
die Pflicht genommen. Für fremde Inhalte greift eine Verantwortlichkeit grund-
sätzlich nur dann ein, wenn von den relevanten Inhalten Kenntnis sowie die
technische Möglichkeit und Zumutbarkeit der Verhinderung der Nutzung be-
steht.

Es wird eine Anbieterkennzeichnung vorgeschrieben, wobei Anbieter von elek-
tronischen Zeitungen zusätzlich einen Verantwortlichen benennen müssen. Mit
der Ausnahme von Abrufdiensten müssen Dienste, die der Berichterstattung die-
nen und Informationsangebote enthalten, den anerkannten journalistischen Grund-
sätzen entsprechen. Entsprechend dem Presserecht sind ferner Gegendarstellun-
gen zu veröffentlichen. Der Anbieter hat ferner Werbung als solche erkennbar zu
machen und vom übrigen Inhalt seines Angebotes eindeutig zu trennen.
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Die allgemein anerkannten Grundsätze des Daten- und Jugendschutzes unter be-
sonderer Berücksichtigung online-spezifischer Umstände und unter Einbezie-
hung von daten- und jugendschutzspezifischem Sachverstand haben Eingang in
die §§ 8 und 12 bis 16 des Staatsvertrages über Mediendienste gefunden. § 18
enthält die erforderlichen Regelungen zur Aufsicht und die entsprechenden Er-
mächtigungsgrundlagen.

Der Mediendienste-Staatsvertrag soll am 1. August 1997 in Kraft treten.

I I .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Zustimmung zu dem Mediendienste-Staatsvertrag und Ausführungsbestimmun-
gen hinsichtlich der zuständigen Aufsichtsbehörden.

I I I .  A l t e r n a t i v e n

Keine.

I V .  K o s t e n

Keine.
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Staatsministerium Stuttgart, den 8. April 1997
Baden-Württemberg
Ministerpräsident

An den
Präsidenten des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

ich beehre mich, Ihnen in der Anlage den von der Landesregierung beschlosse-
nen Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag über Mediendienste zur parla-
mentarischen Beratung zu übersenden.

Da die Ratifikationsurkunde zum Staatsvertrag bis zum 31. Juli 1997 hinterlegt
sein muß, würde es die Landesregierung sehr begrüßen, wenn die Erste Lesung
bereits für die Plenarsitzungen am 23. und 24. April 1997 und die Zweite Le-
sung für die Plenarsitzungen am 14. und 15. Mai 1997 vorgesehen werden könn-
te.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Menz
Staatssekretär
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Gesetz zum Staatsvertrag
über Mediendienste

(Mediendienste-Staatsvertrag)

Artikel 1

Gesetz zum Mediendienste-Staatsvertrag

§ 1

Dem in der Zeit vom 20. Januar 1997 bis 12. Februar
1997 unterzeichneten Staatsvertrag zwischen dem Land
Baden-Württemberg, dem Freistaat Bayern, dem Land
Berlin, dem Land Brandenburg, der Freien Hansestadt
Bremen, der Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land
Hessen, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem
Land Niedersachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen,
dem Land Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat
Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schles-
wig-Holstein und dem Freistaat Thüringen über Medien-
dienste (Mediendienste-Staatsvertrag) wird zugestimmt.
Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

§ 2

(1) Das Sozialministerium kann die Zuständigkeit nach
§ 18 Abs. 1 Satz1 des Mediendienste-Staatsvertrages
durch Rechtsverordnung auf eine nachgeordnete Behör-
de übertragen.

(2) Die Vorschrift des § 18 Abs. 1 Satz 2 des Medien-
dienste-Staatsvertrages läßt die Zuständigkeit des Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz nach §24 des Lan-
desdatenschutzgesetzes für die Überwachung der Einhal-
tung der Datenschutzvorschriften des Mediendienste-
Staatsvertrages bei Behörden und sonstigen öffentlichen
Stellen des Landes, der Gemeinden und Gemeindever-
bände sowie sonstigen der Aufsicht des Landes unterste-
henden juristischen Personen des öffentlichen Rechts
und für deren Vereinigungen ungeachtet ihrer Rechts-
form unberührt. Die nach § 18 Abs.1 Satz 2 des Medien-
dienste-Staatsvertrages zuständige Aufsichtsbehörde ar-
beitet mit dem Landesbeauftragten für den Datenschutz
zusammen.

(3) Zuständige Aufsichtsbehörde im Sinne von § 18 Abs. 1
Satz 3 des Mediendienste-Staatsvertrages ist das Innen-
ministerium. Das Innenministerium kann die Zuständig-
keit durch Rechtsverordnung auf eine nachgeordnete
Behörde übertragen.

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne von § 36 Abs. 1 Nr. 1
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung
vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 603) ist bei Ordnungs-
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widrigkeiten nach § 20 des Mediendienste-Staatsvertra-
ges die nach §18 Abs. 1 des Mediendienste-Staatsvertra-
ges jeweils fachlich zuständige Behörde.

Artikel 2

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung
in Kraft. Gleichzeitig tritt § 6 des Gesetzes zu dem
Staatsvertrag über den Rundfunk im vereinten Deutsch-
land vom 19. November 1991 (GBl. S. 745) außer Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Mediendienste-Staatsvertrag
nach seinem § 23 Abs.1 Satz 1 in Kraft tritt, ist im Ge-
setzblatt bekanntzugeben. Für den Fall, daß der Staats-
vertrag nach seinem § 23 Abs. 1 Satz 2 gegenstandslos
wird, ist dies im Gesetzblatt bekanntzugeben.
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Begründung

zu dem Gesetz zum Mediendienste-Staatsvertrag

A. Allgemeines

Mit dem Gesetz wird der Mediendienste-Staatsvertrag in Landesrecht umgesetzt.
Da der Mediendienste-Staatsvertrag mit seiner Umsetzung in Landesrecht als spä-
ter erlassenes Gesetz dem älteren Landesmediengesetz in seiner gegenwärtigen
Fassung vorgeht (lex posterior derogat legi priori), sind keine sofortigen Folgeän-
derungen der Vorschriften des Landesmediengesetzes zu rundfunkähnlichen
Kommunikationsdiensten erforderlich. Sie sollen aus praktischen Gründen im
Rahmen einer spätestens für die zweite Hälfte der Legislaturperiode vorgesehenen
umfassenden  Novellierung des Landesmediengesetzes vorgenommen werden.

B. Einzelbegründung

Zu Artikel 1:

Zu § 1:

Der von den Regierungschefs der Länder in der Zeit vom 20. Januar 1997 bis
12. Februar 1997 unterzeichnete Mediendienste-Staatsvertrag bedarf gemäß
Art. 50 Satz 2 der Landesverfassung der Zustimmung des Landtags. Außer-
dem ist die Umsetzung des Vertrages in innerstaatliches Recht erforderlich. Der
Zweck und der Inhalt des Staatsvertrages ergeben sich aus der ihm beigefügten
und zwischen allen Ländern abgestimmten Begründung.

Zu Artikel 1:

Zu § 2:

Die Vorschrift dient der näheren Ausgestaltung der Regelungen in § 18 Abs. 1
des Mediendienste-Staatsvertrages über die zuständigen Aufsichtsbehörden.

Zu Absatz l:

Nach § 18 Abs. 1 Satz 1 des Mediendienste-Staatsvertrages fällt die Zuständig-
keit für die Überwachung der Jugendschutzvorschriften in den Ressortbereich
des Sozialministeriums. Wie auch aus der Begründung des Staatsvertrages her-
vorgeht, kann aber in diesem Rahmen eine nähere Ausgestaltung durch Landes-
recht erfolgen, soweit es bei der landesweiten Zuständigkeit einer Behörde
bleibt. Mit Artikel 1 § 2 Abs. 1 soll diese Ausgestaltungsmöglichkeit wahrge-
nommen werden, indem dem Sozialministerium die Befugnis eingeräumt wird,
die Zuständigkeit auf eine nachgeordnete Behörde zu übertragen.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 Satz 1 stellt klar, daß die Zuständigkeit des Landesbeauftragten für den
Datenschutz nach § 24 des Landesdatenschutzgesetzes vom 27. Mai 1991 (GBl.
S. 277) unberührt bleibt. Absatz 2 Satz 2 sieht im Sinne der einheitlichen Rechts-
anwendung die Zusammenarbeit zwischen dem Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz und der zuständigen Verwaltungsbehörde nach §18 Abs. 1 Satz 2 des
Mediendienste-Staatsvertrages vor.

Zu Absatz 3:

§ 18 Abs. 1 Satz 3 des Mediendienste-Staatsvertrages sieht vor, daß das Landes-
recht eine Aufsichtsbehörde bestimmt, die die Einhaltung derjenigen Bestim-
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mungen des Mediendienste-Staatsvertrages überwacht, die nicht in § 18 Abs. 1
Satz 1 und Satz 2 des Mediendienste-Staatsvertrages genannt sind. Die Bestim-
mung des Innenministeriums als zuständige Aufsichtsbehörde entspricht der bis-
her insoweit einschlägigen Regelung zum Bildschirmtext-Staatsvertrag in § 6
Abs. 1 des Gesetzes zu dem Staatsvertrag über den Rundfunk im vereinten
Deutschland und zu dem Vertrag zum Europäischen Fernsehkulturkanal vom
19. November 1991 (GBl. S. 745). Die Delegationsbefugnis des Innenministeri-
ums wird entsprechend der Intention des Staatsvertrages, die Aufsicht bei einer
zentralen Behörde für das gesamte Land anzusiedeln, beschränkt.

Zu Absatz 4:

Die Vorschrift bestimmt die nach § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 603) zuständige Verwal-
tungsbehörde entsprechend der Zuständigkeitsverteilung nach § 18 Abs. 1 des
Mediendienste-Staatsvertrages.

Zu Artikel 2:

Zu Absatz 1:

Das Gesetz soll hinsichtlich der Zustimmung zu dem Mediendienste-Staatsver-
trag am Tage nach seiner Verkündung in Kraft treten. Gleichzeitig soll Artikel 1,
§ 6 des Gesetzes zu dem Staatsvertrag über den Rundfunk im vereinten
Deutschland und zu dem Vertrag zum Europäischen Fernsehkulturkanal vom
19. November 1991 (GBl. S. 745) außer Kraft treten.

Zu Absatz 2:

Der Mediendienste-Staatsvertrag tritt am 1. August 1997 in Kraft, wenn bis zum
31. Juli 1997 alle Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden
der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt sind; andernfalls wird er gegen-
standslos. Da nach außen nicht erkennbar wird, ob die Ratifikationsverfahren in
den Ländern rechtzeitig abgeschlossen werden konnten, sieht Absatz 2 eine ge-
sonderte Bekanntmachung über das Inkrafttreten oder die Gegenstandslosigkeit
des Mediendienste-Staatsvertrages vor.
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Staatsvertrag über Mediendienste 
(Mediendienste-Staatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

I N H A L T S V E R Z E I C H N I S

I .  A b s c h n i t t

Allgemeines

§ 1 Zweck des Staatsvertrages

§ 2 Geltungsbereich

§ 3 Begriffsbestimmungen

§ 4 Zugangsfreiheit

I I .  A b s c h n i t t

Besondere Pflichten und Rechte der Anbieter

§ 5 Verantwortlichkeit

§ 6 Anbieterkennzeichnung

§ 7 Inhalte, Sorgfaltspflicht, Meinungsumfragen

§ 8 Unzulässige Mediendienste, Jugendschutz

§ 9 Werbung, Sponsoring
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§ 10 Gegendarstellung

§ 11 Auskunftsrecht

I I I .  A b s c h n i t t

Datenschutz

§ 12 Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten

§ 13 Datenschutzrechtliche Pflichten des Anbieters

§ 14 Bestandsdaten

§ 15 Nutzungs- und Abrechnungsdaten

§ 16 Auskunftsrecht des Nutzers

§ 17 Datenschutz – Audit

I V .  A b s c h n i t t

Aufsicht

§ 18 Aufsicht

§ 19 Revision zum Bundesverwaltungsgericht

§ 20 Ordnungswidrigkeiten

V .  A b s c h n i t t

Schlußbestimmungen

§ 21 Geltungsdauer, Kündigung

§ 22 Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

§ 23 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
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I .  A b s c h n i t t

Allgemeines

§ 1

Zweck des Staatsvertrages

Zweck des Staatsvertrages ist, in allen Ländern einheit-
liche Rahmenbedingungen für die verschiedenen Nut-
zungsmöglichkeiten der im folgenden geregelten elek-
tronischen Informations- und Kommunikationsdienste
zu schaffen.

§ 2

Geltungsbereich

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für das Angebot und die
Nutzung von an die Allgemeinheit gerichteten Informati-
ons- und Kommunikationsdiensten (Mediendienste) in
Text, Ton oder Bild, die unter Benutzung elektromagne-
tischer Schwingungen ohne Verbindungsleitung oder
längs oder mittels eines Leiters verbreitet werden. Die
Bestimmungen des Rundfunkstaatsvertrages bleiben un-
berührt. Ferner bleiben die Bestimmungen des Tele-
dienstgesetzes in der in einem Bundesgesetz erstmalig
beschlossenen Fassung sowie des Telekommunikations-
gesetzes unberührt.

(2) Mediendienste im Sinne von Absatz 1 sind insbeson-
dere:

1. Verteildienste in Form von direkten Angeboten an
die Öffentlichkeit für den Verkauf, den Kauf oder die
Miete oder Pacht von Erzeugnissen oder die Erbrin-
gung von Dienstleistungen (Fernseheinkauf),

2. Verteildienste, in denen Meßergebnisse und Datener-
mittlungen in Text oder Bild mit oder ohne Begleit-
ton verbreitet werden,

3. Verteildienste in Form von Fernsehtext, Radiotext
und vergleichbaren Textdiensten,

4. Abrufdienste, bei denen Text-, Ton- oder Bilddarbie-
tungen auf Anforderung aus elektronischen Spei-
chern zur Nutzung übermittelt werden, mit Ausnah-
me von solchen Diensten, bei denen der individuelle
Leistungsaustausch oder die reine Übermittlung von
Daten im Vordergrund steht, ferner von Telespielen.

§ 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Staatsvertrages sind

1. Anbieter natürliche oder juristische Personen oder
Personenvereinigungen, die eigene oder fremde Me-

diendienste zur Nutzung bereithalten oder den Zu-
gang zur Nutzung vermitteln,

2. Nutzer natürliche oder juristische Personen oder
Personenvereinigungen, die Mediendienste nachfra-
gen.

§ 4

Zugangsfreiheit

Mediendienste sind im Rahmen der Gesetze zulassungs-
und anmeldefrei.

I I .  A b s c h n i t t

Besondere Pflichten und Rechte der Anbieter

§ 5

Verantwortlichkeit

(1) Anbieter sind für eigene Inhalte, die sie zur Nutzung
bereithalten, nach den allgemeinen Gesetzen verantwort-
lich.

(2) Anbieter sind für fremde Inhalte, die sie zur Nutzung
bereithalten, nur dann verantwortlich, wenn sie von die-
sen Inhalten Kenntnis haben und es ihnen technisch
möglich und zumutbar ist, deren Nutzung zu verhindern.

(3) Anbieter sind für fremde Inhalte, zu denen sie ledig-
lich den Zugang zur Nutzung vermitteln, nicht verant-
wortlich. Eine automatische und kurzzeitige Vorhaltung
fremder Inhalte aufgrund Nutzerabfrage gilt als Zu-
gangsvermittlung. § 18 Abs. 3 bleibt unberührt.

§ 6

Anbieterkennzeichnung

(1) Anbieter haben für ihre Angebote anzugeben:

1. Namen und Anschrift sowie

2. bei Personenvereinigungen und -gruppen auch Na-
men und Anschrift des Vertretungsberechtigten.

(2) Anbieter von journalistisch-redaktionell gestalteten
Angeboten, in denen vollständig oder teilweise Inhalte
periodischer Druckerzeugnisse in Text oder Bild wieder-
gegeben oder in periodischer Folge Texte verbreitet wer-
den, müssen zusätzlich einen Verantwortlichen mit An-
gabe des Namens und der Anschrift benennen. Werden
mehrere Verantwortliche benannt, so ist kenntlich zu
machen, für welchen Teil des Mediendienstes der je-
weils Benannte verantwortlich ist. Als Verantwortlicher
kann nur benannt werden, wer

1. seinen ständigen Aufenthalt im Inland hat,
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2. nicht infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter verloren hat,

3. voll geschäftsfähig ist und

4. unbeschränkt strafrechtlich verfolgt werden kann.

§ 7

Inhalte, Sorgfaltspflicht, Meinungsumfragen

(1) Für die Angebote gilt die verfassungsmäßige Ord-
nung. Die Vorschriften der allgemeinen Gesetze und die
gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der persönlichen
Ehre sind einzuhalten.

(2) Verteildienste nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 und Ange-
bote nach §6 Abs. 2 haben, soweit sie der Berichterstat-
tung dienen und Informationsangebote enthalten, den an-
erkannten journalistischen Grundsätzen zu entsprechen.
Nachrichten über das aktuelle Tagesgeschehen sind vom
Anbieter vor ihrer Verbreitung mit der nach den Um-
ständen gebotenen Sorgfalt auf Inhalt, Herkunft und
Wahrheit zu prüfen. Kommentare sind von der Bericht-
erstattung deutlich zu trennen und unter Nennung des
Verfassers als solche zu kennzeichnen.

(3) Bei der Wiedergabe von Meinungsumfragen in An-
geboten, die vom Diensteanbieter durchgeführt werden,
ist anzugeben, ob sie repräsentativ sind.

§ 8

Unzulässige Mediendienste, Jugendschutz

(1) Angebote sind unzulässig, wenn sie

1. zum Haß gegen Teile der Bevölkerung oder gegen
eine nationale, rassische, religiöse oder durch ihr
Volkstum bestimmte Gruppe aufstacheln, zu Gewalt-
oder Willkürmaßnahmen gegen sie auffordern oder
die Menschenwürde anderer dadurch angreifen, daß
Teile der Bevölkerung oder eine vorbezeichnete
Gruppe beschimpft, böswillig verächtlich gemacht
oder verleumdet werden (§ 130 StGB),

2. grausame oder sonst unmenschliche Gewalttätigkei-
ten gegen Menschen in einer Art schildern, die eine
Verherrlichung oder Verharmlosung solcher Gewalt-
tätigkeiten ausdrückt oder die das Grausame oder
Unmenschliche des Vorgangs in einer die Menschen-
würde verletzenden Weise darstellt (§131 StGB),

3. den Krieg verherrlichen,

4. pornographisch sind (§184 StGB),

5. offensichtlich geeignet sind, Kinder oder Jugendliche
sittlich schwer zu gefährden,

6. Menschen, die sterben oder schweren körperlichen
oder seelischen Leiden ausgesetzt sind oder waren, in

einer die Menschenwürde verletzenden Weise dar-
stellen und ein tatsächliches Geschehen wiedergeben,
ohne daß ein überwiegendes berechtigtes Interesse
gerade an dieser Form der Berichterstattung vorliegt;
eine Einwilligung ist unbeachtlich.

(2) Angebote für Verteildienste nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1
bis 3, die geeignet sind, das körperliche, geistige oder
seelische Wohl von Kindern oder Jugendlichen zu beein-
trächtigen, dürfen nicht verbreitet werden, es sei denn,
der Anbieter trifft aufgrund der Sendezeit oder auf ande-
re Weise Vorsorge, daß Kinder oder Jugendliche die
Sendungen üblicherweise nicht wahrnehmen.

(3) Angebote nach § 2 Abs. 2 Nr. 4, die geeignet sind,
das körperliche, geistige oder seelische Wohl von Kin-
dern oder Jugendlichen zu beeinträchtigen, sind nur
zulässig, wenn Vorkehrungen durch den Anbieter oder
andere Anbieter bestehen, die dem Nutzer die Sperrung
dieser Angebote ermöglichen.

(4) Wer gewerbsmäßig Mediendienste zur Nutzung be-
reithält, hat einen Jugendschutzbeauftragten zu bestellen,
wenn diese jugendgefährdende Inhalte enthalten können.
Der Jugendschutzbeauftragte ist Ansprechpartner für
Nutzer und berät den Anbieter in Fragen des Jugend-
schutzes. Er ist vom Anbieter bei der Angebotsplanung
und der Gestaltung der Allgemeinen Nutzungsbedingun-
gen zu beteiligen. Er kann gegenüber dem Anbieter eine
Beschränkung von Angeboten vorschlagen. Die Ver-
pflichtung des Anbieters nach Satz 1 kann auch dadurch
erfüllt werden, daß er eine Organisation der freiwilligen
Selbstkontrolle zur Wahrnehmung der Aufgaben nach
den Sätzen 2 bis 4 verpflichtet.

§ 9

Werbung, Sponsoring

(1) Werbung, die sich auch an Kinder oder Jugendliche
richtet oder bei der Kinder oder Jugendliche eingesetzt
werden, darf nicht ihren Interessen schaden oder ihre
Unerfahrenheit ausnutzen.

(2) Werbung muß als solche klar erkennbar und vom
übrigen Inhalt der Angebote eindeutig getrennt sein. In
der Werbung dürfen keine unterschwelligen Techniken
eingesetzt werden.

(3) Für Sponsoring bei Fernsehtext gilt § 8 des
Rundfunkstaatsvertrages entsprechend.

§ 10

Gegendarstellung

(1) Jeder Anbieter von Angeboten nach § 6 Abs. 2 ist
verpflichtet, unverzüglich eine Gegendarstellung der
Person oder Stelle, die durch eine in seinem Angebot
aufgestellte Tatsachenbehauptung betroffen ist, ohne
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Kosten für den Betroffenen in sein Angebot ohne Ab-
rufentgelt aufzunehmen. Die Gegendarstellung ist ohne
Einschaltungen und Weglassungen in gleicher Aufma-
chung wie die Tatsachenbehauptung anzubieten. Die
Gegendarstellung ist so lange wie die Tatsachenbehaup-
tung in unmittelbarer Verknüpfung mit ihr anzubieten.
Wird die Tatsachenbehauptung nicht mehr angeboten
oder endet das Angebot vor Ablauf eines Monats nach
Aufnahme der Gegendarstellung, so ist die Gegendar-
stellung an vergleichbarer Stelle so lange anzubieten,
wie der Betroffene es verlangt, höchstens jedoch einen
Monat. Eine Erwiderung auf die Gegendarstellung muß
sich auf tatsächliche Angaben beschränken und darf
nicht unmittelbar mit der Gegendarstellung verknüpft
werden.

(2) Eine Verpflichtung zur Aufnahme der Gegendarstel-
lung gemäß Absatz 1 besteht nicht, wenn

1. der Betroffene kein berechtigtes Interesse an der
Gegendarstellung hat,

2. der Umfang der Gegendarstellung unangemessen
über den der beanstandeten Tatsachenbehauptung
hinausgeht,

3. die Gegendarstellung sich nicht auf tatsächliche An-
gaben beschränkt oder einen strafbaren Inhalt hat oder

4. die Gegendarstellung nicht unverzüglich, spätestens
sechs Wochen nach dem letzten Tage des Angebots
des beanstandeten Textes, jedenfalls jedoch drei Mo-
nate nach der erstmaligen Einstellung des Angebots,
dem in Anspruch genommenen Anbieter schriftlich
und von dem Betroffenen oder seinem gesetzlichen
Vertreter unterzeichnet, zugeht.

(3) Für die Durchsetzung des vergeblich geltend ge-
machten Gegendarstellungsanspruchs ist der ordentliche
Rechtsweg gegeben. Auf dieses Verfahren sind die Vor-
schriften der Zivilprozeßordnung über das Verfahren auf
Erlaß einer einstweiligen Verfügung entsprechend anzu-
wenden. Eine Gefährdung des Anspruchs braucht nicht
glaubhaft gemacht zu werden. Ein Verfahren zur Haupt-
sache findet nicht statt.

(4) Eine Verpflichtung zur Gegendarstellung besteht
nicht für wahrheitsgetreue Berichte über öffentliche Sit-
zungen der übernationalen parlamentarischen Organe,
der gesetzgebenden Organe des Bundes und der Länder
sowie derjenigen Organe und Stellen, bei denen das je-
weilige Landespressegesetz eine presserechtliche Ge-
gendarstellung ausschließt.

§ 11

Auskunftsrecht

(1) Anbieter von Mediendiensten nach § 6 Abs. 2 haben
gegenüber Behörden ein Recht auf Auskunft.

(2) Auskünfte können verweigert werden, soweit

1. hierdurch die sachgemäße Durchführung eines
schwebenden Verfahrens vereitelt, erschwert, verzö-
gert oder gefährdet werden könnte oder

2. Vorschriften über die Geheimhaltung entgegenstehen
oder

3. ein überwiegendes öffentliches oder schutzwürdiges
privates Interesse verletzt würde oder

4. ihr Umfang das zumutbare Maß überschreitet.

I I I .  A b s c h n i t t

Datenschutz

§ 12

Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener
Daten

(1) Soweit in diesem Staatsvertrag nichts anderes be-
stimmt ist, sind die jeweils geltenden Vorschriften für
den Schutz personenbezogener Daten anzuwenden, auch
wenn die Daten nicht in Dateien verarbeitet oder genutzt
werden.

(2) Personenbezogene Daten dürfen vom Anbieter zur
Durchführung von Mediendiensten nur erhoben, verar-
beitet und genutzt werden, soweit dieser Staatsvertrag
oder eine andere Rechtsvorschrift es erlaubt oder der Be-
troffene eingewilligt hat.

(3) Der Anbieter darf für die Durchführung von Medien-
diensten erhobene Daten für andere Zwecke nur verwen-
den, soweit dieser Staatsvertrag oder eine andere Rechts-
vorschrift es erlaubt oder der Betroffene eingewilligt hat.

(4) Der Anbieter darf die Erbringung von Medien-
diensten nicht von einer Einwilligung des Nutzers in
eine Verarbeitung oder Nutzung seiner Daten für andere
Zwecke abhängig machen.

(5) Die Gestaltung und Auswahl technischer Ein-
richtungen für Mediendienste hat sich an dem Ziel auszu-
richten, keine oder so wenige personenbezogene Daten
wie möglich zu erheben, zu verarbeiten und zu nutzen.

(6) Der Nutzer ist vor der Erhebung über Art, Umfang,
Ort und Zwecke der Erhebung, Verarbeitung und Nut-
zung seiner personenbezogenen Daten zu unterrichten.
Bei automatisierten Verfahren, die eine spätere Identi-
fizierung des Nutzers ermöglichen und eine Erhebung,
Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten
vorbereiten, ist der Nutzer vor Beginn dieses Verfah-
rens zu unterrichten. Der Inhalt der Unterrichtung muß
für den Nutzer jederzeit abrufbar sein. Der Nutzer
kann auf die Unterrichtung verzichten. Die Unterrich-
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tung und der Verzicht sind zu protokollieren. Der Ver-
zicht gilt nicht als Einwilligung im Sinne von Ab-
satz 3.

(7) Der Nutzer ist vor einer Einwilligung auf sein Recht
auf jederzeitigen Widerruf mit Wirkung für die Zukunft
hinzuweisen. Absatz 6 Satz 3 gilt entsprechend.

(8) Die Einwilligung kann auch elektronisch erklärt wer-
den, wenn der Anbieter sicherstellt, daß

1. sie nur durch eine eindeutige und bewußte Handlung
des Nutzers erfolgen kann,

2. sie nicht unerkennbar verändert werden kann,

3. ihr Urheber eindeutig erkannt werden kann,

4. die Einwilligung (Tag, Uhrzeit, Inhalt) protokolliert
wird und

5. der Inhalt der Einwilligung jederzeit vom Nutzer ab-
gerufen werden kann.

§ 13

Datenschutzrechtliche Pflichten des Anbieters

(1) Der Anbieter hat dem Nutzer die Inanspruchnahme von
Mediendiensten und ihre Bezahlung anonym oder unter
Pseudonym zu ermöglichen, soweit dies technisch möglich
und zumutbar ist. Der Nutzer ist über diese Möglichkeit zu
informieren.

(2) Der Anbieter von Mediendiensten hat durch techni-
sche und organisatorische Vorkehrungen sicherzustellen,
daß

1. der Nutzer seine Verbindung mit dem Anbieter jeder-
zeit abbrechen kann,

2. die anfallenden Daten über den Ablauf des Abrufs
oder Zugriffs oder der sonstigen Nutzung unmittelbar
nach deren Beendigung gelöscht werden, soweit
nicht eine längere Speicherungsdauer für Abrech-
nungszwecke erforderlich ist,

3. der Nutzer Mediendienste gegen Kenntnisnahme Drit-
ter geschützt in Anspruch nehmen kann,

4. die personenbezogenen Daten über die Inanspruch-
nahme verschiedener Mediendienste durch einen
Nutzer getrennt verarbeitet werden; eine Zusammen-
führung dieser Daten ist unzulässig, soweit dies nicht
für Abrechnungszwecke erforderlich ist.

(3) Die Weitervermittlung zu einem anderen Anbieter ist
dem Nutzer anzuzeigen.

(4) Nutzungsprofile sind nur bei Verwendung von
Pseudonymen zulässig. Unter einem Pseudonym erfaßte
Nutzungsprofile dürfen nicht mit Daten über den Träger
des Pseudonyms zusammengeführt werden.

§ 14

Bestandsdaten

(1) Der Anbieter von Mediendiensten darf personenbe-
zogene Daten eines Nutzers erheben, verarbeiten und
nutzen, soweit sie für die Begründung, inhaltliches Aus-
gestalten oder inhaltliche Ausgestaltung oder Änderung
eines Vertragsverhältnisses mit ihm über die Nutzung
von Mediendiensten erforderlich sind (Bestandsdaten).

(2) Eine Verarbeitung und Nutzung der Bestandsdaten
für Zwecke der Beratung, der Werbung, der Marktfor-
schung oder zur bedarfsgerechten Gestaltung technischer
Einrichtungen des Anbieters ist nur zulässig, wenn der
Nutzer in diese ausdrücklich eingewilligt hat.

§ 15

Nutzungs- und Abrechnungsdaten

(1) Der Anbieter darf personenbezogene Daten über die
Inanspruchnahme von Mediendiensten nur erheben, ver-
arbeiten und nutzen, soweit dies erforderlich ist,

1. um dem Nutzer die Inanspruchnahme von Medien-
diensten zu ermöglichen (Nutzungsdaten) oder

2. um die Nutzung von Mediendiensten abzurechnen
(Abrechnungsdaten).

(2) Zu löschen hat der Anbieter

1. Nutzungsdaten frühestmöglich, spätestens unmittel-
bar nach Ende der jeweiligen Nutzung, soweit es sich
nicht um Abrechnungsdaten handelt,

2. Abrechnungsdaten, sobald sie für Zwecke der Ab-
rechnung nicht mehr erforderlich sind; nutzerbezoge-
ne Abrechnungsdaten, die für die Erstellung von Ein-
zelnachweisen über die Inanspruchnahme bestimmter
Angebote auf Verlangen des Nutzers gemäß Absatz 4
gespeichert werden, sind spätestens 80 Tage nach
Versendung des Einzelnachweises zu löschen, es sei
denn, die Entgeltforderung wird innerhalb dieser
Frist bestritten oder trotz Zahlungsaufforderung nicht
beglichen.

(3) Die Übermittlung von Nutzungs- oder Abrechnungs-
daten an andere Anbieter oder Dritte ist unzulässig. Der
Anbieter, der den Zugang zu Mediendiensten vermittelt,
darf anderen Anbietern, deren Dienste der Nutzer in An-
spruch genommen hat, lediglich übermitteln

1. anonymisierte Nutzungsdaten zu Zwecken deren
Marktforschung,

2. Abrechnungsdaten, soweit diese zum Zwecke der
Einziehung einer Forderung erforderlich sind.

(4) Hat der Anbieter mit einem Dritten einen Vertrag über
die Abrechnung des Entgelts geschlossen, so darf er die-
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sem Dritten Abrechnungsdaten übermitteln, soweit es für
diesen Zweck erforderlich ist. Der Dritte ist zur Wahrung
des Fernmeldegeheimnisses zu verpflichten.

(5) Die Abrechnung über die Inanspruchnahme von Me-
diendiensten darf Anbieter, Zeitpunkt, Dauer, Art, Inhalt
und Häufigkeit bestimmter von einem Nutzer in Anspruch
genommener Mediendienste nicht erkennen lassen, es sei
denn, der Nutzer verlangt einen Einzelnachweis.

§ 16

Auskunftsrecht des Nutzers

(1) Der Nutzer ist berechtigt, jederzeit die zu seiner Per-
son oder zu seinem Pseudonym gespeicherten Daten un-
entgeltlich beim Anbieter von Mediendiensten einzuse-
hen. Die Auskunft ist auf Verlangen des Nutzers auch
elektronisch zu erteilen. Das Auskunftsrecht ist im Falle
einer kurzfristigen Speicherung im Sinne von § 33 Abs. 2
Nr.5 des Bundesdatenschutzgesetzes nicht nach § 34 Abs.4
des Bundesdatenschutzgesetzes ausgeschlossen.

(2) Führt die journalistisch-redaktionelle Verwendung
personenbezogener Daten zur Verbreitung von Gegen-
darstellungen des Betroffenen oder zu Verpflichtungser-
klärungen, Verfügungen oder Urteilen über die Unterlas-
sung der Verbreitung oder über den Widerruf des Inhalts
der Daten, sind diese Gegendarstellungen, Unterlas-
sungserklärungen oder Widerrufe zu den gespeicherten
Daten zu nehmen und dort für dieselbe Zeitdauer aufzu-
bewahren wie die Daten selbst, sowie bei einer Über-
mittlung der Daten gemeinsam mit diesen zu übermit-
teln.

(3) Werden über Angebote personenbezogene Daten von
einem Anbieter ausschließlich zu eigenen journalistisch-
redaktionellen Zwecken verarbeitet und wird der Betrof-
fene dadurch in seinen schutzwürdigen Interessen beein-
trächtigt, kann er Auskunft über die zugrundeliegenden,
zu seiner Person gespeicherten Daten verlangen. Die
Auskunft kann nach Abwägung der schutzwürdigen
Interessen der Beteiligten verweigert werden, soweit
durch die Mitteilung die journalistische Aufgabe des An-
bieters durch Ausforschung des Informationsbestandes
beeinträchtigt würde oder aus den Daten

1. auf Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung
oder Verbreitung mitgewirkt haben, oder

2. auf die Person des Einsenders oder des Gewährsträ-
gers von Beiträgen, Unterlagen und Mitteilungen für
den redaktionellen Teil

geschlossen werden kann. Der Betroffene kann die Be-
richtigung unrichtiger Daten oder die Hinzufügung einer
eigenen Darstellung von angemessenem Umfang verlan-
gen. Für die Aufbewahrung und Übermittlung gilt Ab-
satz 2 entsprechend.

§ 17

Datenschutz – Audit

Zur Verbesserung von Datenschutz und Datensicherheit
können Anbieter von Mediendiensten ihr Datenschutz-
konzept sowie ihre technischen Einrichtungen durch un-
abhängige und zugelassene Gutachter prüfen und bewer-
ten sowie das Ergebnis der Prüfung veröffentlichen las-
sen. Die näheren Anforderungen an die Prüfung und Be-
wertung, das Verfahren sowie die Auswahl und Zulassung
der Gutachter werden durch besonderes Gesetz geregelt.

I V .  A b s c h n i t t

Aufsicht

§ 18

Aufsicht

(1) Die in den Ländern für den gesetzlichen Jugend-
schutz zuständige Behörde überwacht die Einhaltung der
Bestimmungen nach § 8 und § 9 Abs. 1. Die nach den
allgemeinen Datenschutzgesetzen des Bundes und der
Länder zuständigen Kontrollbehörden überwachen für
ihren Bereich die Einhaltung der Bestimmungen nach
§§12 bis 16. Die Einhaltung der übrigen Bestimmungen
dieses Staatsvertrages wird durch eine nach Landesrecht
bestimmte Aufsichtsbehörde überwacht.

(2) Stellt die jeweils zuständige Aufsichtsbehörde nach
Absatz 1 einen Verstoß gegen die Bestimmungen dieses
Staatsvertrages mit Ausnahme der §6 Abs.2, §7 Abs.2
und 3, §§ 10, 12 bis 16 fest, trifft sie die zur Beseitigung
des Verstoßes erforderlichen Maßnahmen gegenüber
dem Anbieter. Sie kann insbesondere Angebote untersa-
gen und deren Sperrung anordnen. Die Untersagung darf
nicht erfolgen, wenn die Maßnahme außer Verhältnis zur
Bedeutung des Angebots für den Anbieter und die Allge-
meinheit steht. Eine Untersagung darf nur erfolgen,
wenn ihr Zweck nicht in anderer Weise erreicht werden
kann. Die Untersagung ist, soweit ihr Zweck dadurch er-
reicht werden kann, auf bestimmte Arten und Teile von
Angeboten oder zeitlich zu beschränken.

(3) Erweisen sich Maßnahmen gegenüber dem Verant-
wortlichen nach § 5 Abs. 1 und 2 als nicht durchführbar
oder nicht erfolgversprechend, können Maßnahmen zur
Sperrung von Angeboten nach Absatz 2 auch gegen den
Anbieter von fremden Inhalten nach § 5 Abs. 3 gerichtet
werden, sofern der Anbieter unter Wahrung des Fernmel-
degeheimnisses gemäß § 85 des Telekommunikations-
gesetzes von den Inhalten Kenntnis erlangt und eine
Sperrung technisch möglich und zumutbar ist.

(4) Wird durch ein Angebot in Rechte Dritter eingegrif-
fen und ist für den Dritten hiergegen der Rechtsweg
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eröffnet, sollen Anordnungen der Aufsichtsbehörden im
Sinne von Absatz 2 nur erfolgen, wenn dies aus Gründen
des Gemeinwohls geboten ist.

(5) Für den Vollzug dieses Abschnitts ist die Aufsichts-
behörde des Landes zuständig, in dem der betroffene An-
bieter seinen Sitz, Wohnsitz oder in Ermangelung dessen
seinen ständigen Aufenthalt hat. Ergibt sich danach keine
Zuständigkeit, so ist diejenige Aufsichtsbehörde zustän-
dig, in deren Bezirk der Anlaß für die Amtshandlung her-
vortritt.

(6) Der Abruf von Angeboten im Rahmen der Aufsicht
ist unentgeltlich. Anbieter haben dies sicherzustellen. Der
Anbieter darf seine Angebote nicht gegen den Abruf
durch die zuständige Aufsichtsbehörde sperren.

§ 19

Revision zum Bundesverwaltungsgericht

In einem gerichtlichen Verfahren kann die Revision zum
Bundesverwaltungsgericht auch darauf gestützt werden,
daß das angefochtene Urteil auf der Verletzung der Be-
stimmungen dieses Staatsvertrages beruhe.

§ 20

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig

1. Mediendienste ohne die nach § 6 Abs. 1 und Abs. 2
erforderlichen Kennzeichnungen anbietet,

2. Mediendienste entgegen § 8 Abs. 1 Nrn. 1, 2 oder 4
anbietet, die wegen Verstoßes gegen §§ 130, 131
oder 184 StGB unzulässig sind,

3. Mediendienste entgegen § 8 Abs. 1 Nrn. 3 oder 5
anbietet, die wegen Kriegsverherrlichung oder we-
gen ihrer offensichtlichen Eignung, Kinder oder Ju-
gendliche sittlich schwer zu gefährden, unzulässig
sind,

4. Mediendienste entgegen § 8 Abs. 1 Nr. 6 anbietet, die
unzulässig sind, weil sie Menschen, die sterben oder
schweren körperlichen oder seelischen Leiden ausge-
setzt sind oder waren, in einer die Menschenwürde
verletzenden Weise darstellen und ein tatsächliches
Geschehen wiedergeben, ohne daß ein überwiegendes
berechtigtes Interesse gerade an dieser Form der Be-
richterstattung vorliegt,

5. Mediendienste nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3, die ge-
eignet sind, das körperliche, geistige oder seelische
Wohl von Kindern oder Jugendlichen zu beeinträch-
tigen, entgegen § 8 Abs. 2 verbreitet, ohne aufgrund
der Sendezeit oder auf andere Weise Vorsorge ge-

troffen zu haben, daß Kinder oder Jugendliche die
Sendungen üblicherweise nicht wahrnehmen,

6. Mediendienste nach § 2 Abs. 2 Nr.4, die geeignet
sind, das körperliche, geistige oder seelische Wohl
von Kindern oder Jugendlichen zu beeinträchtigen,
entgegen § 8 Abs. 3 verbreitet, ohne Vorkehrungen
getroffen zu haben, die dem Nutzer die Sperrung
dieser Angebote ermöglichen,

7. entgegen § 8 Abs. 4 einen Jugendschutzbeauftragten
nicht bestellt oder eine Organisation der freiwilligen
Selbstkontrolle zur Wahrnehmung dieser Aufgaben
nicht verpflichtet,

8. entgegen § 12 Abs. 4 die Erbringung von Medien-
diensten von einer Einwilligung des Nutzers in eine
Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke ab-
hängig macht,

9. den Nutzer nicht nach Maßgabe des § 12 Abs. 6
Sätze 1 und 2 unterrichtet,

10. entgegen § 12 Abs. 8 die Voraussetzungen für die
Möglichkeit einer elektronisch erklärten Einwilli-
gung nicht beachtet,

11. entgegen § 13 Abs.1 Satz 1 die Inanspruchnahme
von Mediendiensten und ihre Bezahlung nicht ano-
nym oder unter Pseudonym ermöglicht,

12. die in § 13 Abs. 2 Nrn. 1 bis 4 genannten techni-
schen und organisatorischen Vorkehrungen nicht
trifft,

13. entgegen § 13 Abs. 4 Satz 2 unter einem Pseudonym
erfaßte Nutzungsprofile mit Daten über den Träger
des Pseudonyms zusammenführt,

14. personenbezogene Daten entgegen § 14 und § 15
Abs. 1 bis 3 erhebt, verarbeitet, nutzt, nicht löscht
oder übermittelt,

15. entgegen einer Anordnung durch die zuständige
Aufsichtsbehörde nach § 18 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3
ein Angebot nicht sperrt,

16. entgegen § 18 Abs. 6 Satz 3 Angebote gegen den
Abruf durch die zuständige Aufsichtsbehörde sperrt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis
zu fünfhunderttausend Deutsche Mark geahndet werden.
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V .  A b s c h n i t t

Schlußbestimmungen

§ 21

Geltungsdauer, Kündigung

Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte Zeit. Er kann
von jedem der vertragsschließenden Länder zum Schluß
des Kalenderjahres mit einer Frist von einem Jahr gekün-
digt werden. Die Kündigung kann erstmals zum 31. De-
zember 2000 erfolgen. Wird der Staatsvertrag zu diesem
Zeitpunkt nicht gekündigt, kann die Kündigung mit glei-
cher Frist jeweils zu einem zwei Jahre späteren Zeitpunkt
erfolgen. Die Kündigung ist gegenüber dem Vor-
sitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz schriftlich zu
erklären. Die Kündigung eines Landes läßt das Vertrags-
verhältnis unter den übrigen Ländern unberührt, jedoch
kann jedes der übrigen Länder das Vertragsverhältnis
binnen einer Frist von drei Monaten nach Eingang der
Kündigungserklärung zum gleichen Zeitpunkt kündigen.

§ 22

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

§ 2 Abs. 1 des Rundfunkstaatsvertrages vom 31. August
1991, zuletzt geändert durch den Dritten Rundfunkände-
rungs-Staatsvertrag vom 26. August bis 11. September
1996, wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Worte „ , sowie Fernsehtext“
gestrichen.

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt:

„Dieser Staatsvertrag gilt nicht für Mediendienste im
Sinne von § 2 des Mediendienste-Staatsvertrages; §20
Abs. 2 dieses Staatsvertrages bleibt unberührt.“

§ 23

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. August 1997 in Kraft.
Sind bis zum 31. Juli 1997 nicht alle Ratifikationsurkun-
den bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minister-
präsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag
gegenstandslos.

(2) Wird im Teledienstegesetz nicht klargestellt, daß Me-
diendienste im Sinne dieses Staatsvertrages vom Anwen-
dungsbereich des Teledienstegesetzes ausgenommen sind,
wird § 2 Abs. 1 Satz3 gegenstandslos.

(3) Mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages tritt der Bild-
schirmtextstaatsvertrag vom 31. August 1991 außer
Kraft.
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Für das Land Baden-Württtemberg:

Bonn, den 31. Januar 1997

Erwin Teufel

Für den Freistaat Bayern:

Bonn, den 31. Januar 1997

Edmund Stoiber

Für das Land Berlin:

Bonn, den 31. Januar 1997

Christine Bergmann

Für das Land Brandenburg:

Potsdam, den 12. Februar 1997

Manfred Stolpe

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Bremen, den 28. Januar 1997

Henning Scherf

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Bonn, den 31. Januar 1997

Leonhard Hajen

Für das Land Hessen:

Wiesbaden, den 7. Februar 1997

Hans Eichel

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Bonn, den 31. Januar 1997

Berndt Seite

Für das Land Niedersachsen:

Hannover, den 28. Januar 1997

Gerhard Schröder

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Bonn, den 31. Januar 1997

Johannes Rau

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Bonn, den 31. Januar 1997

Kurt Beck

Für das Saarland:

Bonn, den 31. Januar 1997

Oskar Lafontaine

Für den Freistaat Sachsen:

Bonn, den 31. Januar 1997

Kurt Biedenkopf

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Magdeburg, den 28. Januar 1997

Reinhard Höppner

Für das Land Schleswig-Holstein:

Kiel, den 5. Februar 1997

Heide Simonis

Für den Freistaat Thüringen:

Erfurt, den 20. Januar 1997

Bernhard Vogel
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Begründung

zum Staatsvertrag über Mediendienste 
(Mediendienste-Staatsvertrag)

A .  A l l g e m e i n e s

Die Regierungschefs der Länder haben vom 20. Januar bis 12. Februar 1997 den
Mediendienste-Staatsvertrag unterzeichnet. Dabei wurden die in der Anlage
wiedergegebenen Protokollerklärungen abgegeben.

Der Staatsvertrag trägt dem tiefgreifenden Wandel der Informations- und Kom-
munikationstechnologie Rechnung. Die technischen Innovationen sind aus dem
Zusammenwachsen von Computer-, Telekommunikations- und audiovisueller
Technik entstanden. Seit den 70er Jahren haben sich durch Digitalisierung und
Komprimierung von Daten die Formen der Speicherung und Übermittlung der
Wissens- bzw. Informationsbestände nachhaltig verändert und den Wandel zur
Informationsgesellschaft ausgelöst („Multimedia“).

Der Markt für informationswirtschaftliche Produkte und Dienstleistungen gehört
bereits heute zu einem der weltweit größten Wirtschaftszweige. Es werden in
den nächsten Jahren für einzelne Segmente des Medien- und Kommunikations-
marktes zum Teil erhebliche Wachstumsraten erwartet. Es wird ebenfalls erwar-
tet, daß hierdurch ein lang andauernder Wachstumsschub ausgelöst wird. Hier-
durch könnten in Deutschland zukunftssichere und qualifizierte Arbeitsplätze
geschaffen werden.

Der Übergang in eine Informationsgesellschaft wird auch zu tiefgreifendem so-
zialem Wandel führen. Der berufliche und private Alltag der Menschen wird
sich verändern. Partizipationsmöglichkeiten aller Bürgerinnen und Bürger an
den Chancen sind daher ebenso anzustreben wie Gefahren für die Privatsphäre
und Persönlichkeitsrechte des Einzelnen zu vermeiden sind.

Ziel des Staatsvertrages ist es, im Rahmen der Länderkompetenzen eine verläß-
liche Grundlage für die Gestaltung der sich dynamisch entwickelnden Angebote
im Bereich der Informations- und Kommunikationsdienste zu bieten und einen
Ausgleich zwischen freiem Wettbewerb, berechtigten Nutzerinteressen und öf-
fentlichen Ordnungsinteressen herbeizuführen.

Mit dem Staatsvertrag soll der Wandel zur Informationsgesellschaft so gestaltet
werden, daß die durch die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien
gegebenen Chancen für Deutschland genutzt werden können. Der Staatsvertrag
stützt sich dabei auf die Ergebnisse der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Multime-
dia“ und die bislang auf diesem Sektor durch Pilotprojekte und themenbezogene
Untersuchungen in den Ländern gewonnenen Erfahrungen. Die Länder haben
ferner durch den Dritten Rundfunkänderungsstaatsvertrag erste staatsvertragli-
che Schritte unternommen, um den Herausforderungen der Informationsgesell-
schaft auch in einer Multimedia-Zukunft gerecht zu werden. 

Weiterer staatsvertraglicher Handlungsbedarf besteht in zwei Richtungen: Zum
einen geht es um die freie Entfaltung der Marktkräfte im Bereich der neuen Me-
diendienste als an die Allgemeinheit gerichteter Informations- und Kommunikati-
onsdienste und die Gewährleistung einheitlicher wirtschaftlicher Rahmenbedin-
gungen für das Angebot und die Nutzung dieser Dienste. Zum anderen geht es um
die Einführung notwendiger Regelungen des Daten-, Jugend- und Verbraucher-
schutzes sowie eines mediendienste-spezifischen Systems der Verantwortlichkeit.
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Die Gesetzgebungskompetenz der Länder für die Mediendienste ergibt sich aus
den Artikeln 30 und 70 Grundgesetz (GG). Für die Frage der Regelungskompe-
tenz der Länder ist daher die Zuordnung einzelner Mediendienste unter den ver-
fassungsrechtlichen Rundfunkbegriff ohne Bedeutung. Die geringere Rege-
lungsdichte für die Mediendienste im Vergleich zum Rundfunk berücksichtigt
einerseits verfassungsrechtliche Vorgaben aus Art. 5 GG und trägt andererseits
der wirtschaftlichen Bedeutung der Entwicklung dieser Dienste Rechnung, ohne
die kultur- und gesellschaftspolitischen Aspekte zu vernachlässigen. 

B .  Z u  d e n  e i n z e l n e n  A r t i k e l n

Zum I. Abschnitt (Allgemeines)

Der I. Abschnitt enthält mit den Regelungen über den Zweck und den Geltungs-
bereich dieses Staatsvertrages sowie Begriffsbestimmungen allgemeine Bestim-
mungen. Er verankert ferner den das gesamte System des Mediendienste-Staats-
vertrages prägenden Gedanken der Zugangsfreiheit zu Mediendiensten.

Zu § 1 (Zweck des Staatsvertrages)

Der freie Zugang für Anbieter und Nutzer von Mediendiensten sowie die Offen-
heit des Marktes im Bereich der Mediendienste sind grundlegende Bedingungen,
um den Medienstandort Deutschland auf die sich entfaltende Informationsgesell-
schaft vorzubereiten und dabei die internationale Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands sicherzustellen. Die Regelungen dieses Staatsvertrages zielen deshalb durch
die Schaffung einheitlicher Rahmenbedingungen für diese an die Allgemeinheit
gerichteten Informations- und Kommunikationsdienste darauf ab, Wettbewerbs-
verzerrungen zu vermeiden und Investitionshemmnisse durch bestehende Rechts-
unsicherheiten zu verhindern. Der regulatorische Rahmen dieses Staatsvertrages
beschränkt sich daher jenseits der Festlegung der Zugangsfreiheit für Medien-
dienste im wesentlichen auf einen medienrechtlichen Mindeststandard in den Be-
reichen des Jugend-, Daten- und Verbraucherschutzes. Dieser Mindeststandard
soll zugleich einen Beitrag zur gesellschaftlichen Akzeptanz der neuen, an die
Allgemeinheit gerichteten Informations- und Kommunikationsdienste leisten.

Zu § 2 (Geltungsbereich)

§ 2 enthält die grundlegende Bestimmung über den Geltungsbereich des Staats-
vertrags.

In Absatz 1 wird der Begriff „Mediendienste“ abstrakt definiert. Bei den Me-
diendiensten handelt es sich – anders als bei Telediensten nach dem Teledienste-
gesetz des Bundes – um solche Informations- und Kommunikationsdienste, die
an die Allgemeinheit, d.h. an eine beliebige Öffentlichkeit gerichtet sind. Me-
diendienste können in Form von Text, Ton oder Bild verbreitet werden, wobei
diese Angebotsformen nicht alternativ nebeneinander stehen, sondern auch belie-
big kombiniert vorliegen können. Anders als bei der Definition des Rundfunks
nach § 2 Abs. 1 des Rundfunkstaatsvertrages fehlt bei den Mediendiensten das
Merkmal der „Darbietung“, durch das die besondere Rolle des Rundfunks als
Medium und Faktor der öffentlichen Meinungsbildung gekennzeichnet wird.
Solche „Darbietungen“ unterliegen weiterhin den Vorschriften des Rundfunk-
staatsvertrages; dies wird in Satz 2 klargestellt. Ferner gilt der Staatsvertrag nicht
für Teledienste im Sinn des Teledienstegesetzes des Bundes in der erstmalig be-
schlossenen Fassung, das sich bereits im Gesetzgebungsverfahren befindet (BR-
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Drucksache 966/96) und ebenfalls zum 1. August 1997 in Kraft treten soll. Hin-
sichtlich der technischen Verbreitung unterscheidet Absatz1 nicht danach, ob es
sich um breitbandige oder um schmalbandige Leiter handelt.

Absatz 2 enthält eine nicht abschließende, beispielhafte Aufzählung von Me-
diendiensten. Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, daß es im Zuge einer
inhaltlichen und technischen Weiterentwicklung denkbar ist, daß künftig noch
weitere Formen von Mediendiensten angeboten werden, die nicht in der Aufzäh-
lung enthalten sind.

Die Nummern 1 bis 3 beziehen sich ausschließlich auf Verteildienste. Verteil-
dienste sind die klassischen Erscheinungsformen von Massenkommunikation.
Sie sind insbesondere dadurch gekennzeichnet, daß

– Inhalte von einer Stelle an eine unbestimmte Vielzahl von Empfängern über-
mittelt werden

und

– der Zeitpunkt der Ausstrahlung vom Anbieter einseitig festgelegt wird.

Hinsichtlich ihrer Verbreitungsform unterscheiden sich diese Mediendienste
damit nicht vom herkömmlichen Rundfunk; wegen ihrer engen inhaltlichen Be-
grenzung auf Angebote, die nur in geringem Maße der öffentlichen Meinungs-
bildung dienen (Nummern 1 und 2) oder denen die Suggestivkraft der bewegten
Bilder fehlt (Nummer 3) werden diese Mediendienste nicht dem Ordnungsrah-
men unterworfen, den der Rundfunkstaatsvertrag für den Rundfunk als klassi-
sches Medium und Faktor der öffentlichen Meinungsbildung festlegt.

Nummer 1 erfaßt die herkömmliche Form des Fernseheinkaufs. Die Begriffsbe-
stimmung entspricht der EU-Fernsehrichtlinie. Nummer 2 gilt für Verteildienste,
mit denen beispielsweise die Ergebnisse von Messungen aus dem Umweltbe-
reich oder Wetterdaten verbreitet werden. Nummer 3 betrifft den bisher im
Rundfunkstaatsvertrag (§ 2 Abs. 1 Satz 2) geregelten Fernsehtext, Radiotext und
vergleichbare Textdienste.

Anders als die Nummern 1 bis 3 betrifft die Nummer 4 elektronisch gespeicher-
te Mediendienste, die auf Abruf durch den Nutzer zur Verfügung gestellt wer-
den. Diese Mediendienste können in Form von Text, Ton oder Bild oder auch in
beliebiger Kombination dieser Merkmale angeboten werden. Erfaßt werden so-
wohl breitbandige Abrufdienste wie „Video-on-demand“ als auch schmalbandi-
ge „Online-Dienste“ wie elektronische Presse und andere an die Allgemeinheit
gerichtete Informations- und Unterhaltungsangebote. Ausgenommen sind Dienste,
bei denen der individualkommunikative Charakter im Vordergrund steht.

Der individuelle Leistungsaustausch steht u. a. dann im Vordergrund, wenn die
elektronisch erbrachten Leistungen auf ein konkretes Individualverhältnis zwi-
schen dem Nutzer und dem Anbieter bezogen sind, wie dies z.B. bei Telebanking
oder bei der Übermittlung von Röntgenbildern oder Krankendaten durch das
Krankenhaus an den Hausarzt der Fall ist. Ausgenommen sind auch solche Dienste,
bei denen die reine Übermittlung von Dateninformationen im Vordergrund steht,
wie dies z.B. bei Fahrplänen, Flugplänen, Devisenkursen u.ä. der Fall ist. Auch
Telespiele sind vom Geltungsbereich des Staatsvertrages ausgenommen.

Zu § 3 (Begriffsbestimmungen)

Die Vorschrift definiert die Begriffe „Anbieter“ und „Nutzer“.

Der Begriff des „Anbieters“ im Sinne dieses Staatsvertrages erfaßt drei wesent-
liche Handlungsformen. Diese drei Grundfunktionen können jeweils getrennt
vorkommen, aber auch in der Person des Anbieters zusammenfallen. Hier ist be-
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zogen auf die Rechtsfolgen jeweils aufgabenbezogen abzugrenzen (vgl. § 5).
Die Vorschrift unterscheidet nicht nach der Art der Tätigkeit, die der Anbieter
ausübt; es ist daher unerheblich, ob er nur gelegentlich und privat oder ge-
schäftsmäßig, also mit gewisser Nachhaltigkeit, tätig wird.

Der Begriff des „Nutzers“ im Sinne dieses Staatsvertrages erfaßt sämtliche
natürlichen oder juristischen Personen oder Personenvereinigungen, die an die
Allgemeinheit gerichtete Informations- und Kommunikationsdienste, sei es ge-
legentlich und privat oder sei es geschäftsmäßig, nachfragen.

Zu § 4 (Zugangsfreiheit)

Die Vorschrift stellt die Geltung der allgemeinen Handlungs- und Gewerbefrei-
heit (Art. 2, 12 GG) auch für den Bereich der Mediendienste klar. Eine besonde-
re medienrechtliche Anmeldung oder Zulassung ist deshalb – unbeschadet der
Regelung des § 20 Abs. 2 Rundfunkstaatsvertrag (RStV) – nicht erforderlich.
Die Einschränkung auf „besondere“ macht deutlich, daß sonstige Anmelde- oder
Zulassungserfordernisse des allgemeinen Rechts, etwa gewerberechtlicher oder
wirtschaftsrechtlicher Art, unberührt bleiben. Hinsichtlich wettbewerbsrechtli-
cher Fragen gilt das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). Anzei-
ge oder Lizenzierungsvorschriften nach dem Telekommunikationsgesetz (TKG),
soweit Anbieter von Telediensten zugleich einer Lizenz nach § 8 TKG bedürfen,
bleiben gleichfalls unberührt.

Zum II. Abschnitt (Besondere Pflichten und Rechte der Anbieter)

Der II. Abschnitt enthält mit den Bestimmungen über die Verantwortlichkeit
und das Auskunftsrecht von Anbietern, die Anbieterkennzeichnung sowie die
Normierung von Grundsätzen über die inhaltliche Ausgestaltung und das Spon-
soring von Mediendiensten, den Jugendschutz und das Gegendarstellungsrecht
bei Mediendiensten sowie die Werbung in Mediendiensten, Vorschriften über
besondere Pflichten und Rechte der Anbieter, die einen am Grundsatz prakti-
scher Konkordanz orientierten Ausgleich zwischen den berechtigten Interessen
der Anbieter einerseits und berechtigten Nutzerinteressen und öffentlichen Ord-
nungsinteressen andererseits herstellen sollen.

Zu § 5 (Verantwortlichkeit)

§ 5 legt die Verantwortlichkeiten der Anbieter fest. Es geht dabei um die Verant-
wortlichkeit für die Einhaltung der Bestimmungen des Staatsvertrages. Die Prü-
fung dieser medienrechtlichen Verantwortlichkeit ist der straf- und zivilrechtli-
chen Prüfung vorgelagert. Die allgemeinen bundesrechtlichen Grundsätze des
Strafrechts, namentlich zu Täterschaft und Teilnahme, sowie des Zivilrechts
(z. B. Unterlassungsansprüche) bleiben unberührt.

Absatz 1 stellt den schon aus der allgemeinen Rechtsordnung folgenden Grund-
satz klar, daß Dienste-Anbieter für die von ihnen selbst angebotenen Inhalte
auch selbst verantwortlich sind. Dabei ist unbeachtlich, ob die eigenen Inhalte
vorsätzlich oder fahrlässig an die Allgemeinheit gerichtet werden. Dabei kommt
es nicht darauf an, ob der Anbieter die Inhalte selbst hergestellt hat oder durch
einen Dritten hat herstellen lassen; maßgeblich ist nur, daß er sich diese Inhalte
zu eigen macht.

Stellt ein Anbieter fremde Inhalte in sein Angebot ein, so bleibt nach Absatz 2
der Urheber dieser Inhalte hierfür verantwortlich. Dennoch hat der Anbieter eine
Mitverantwortung zu tragen, wenn ihm der einzelne, konkrete Inhalt bekannt ist
und wenn er technisch in der Lage ist, diese einzelnen Inhalte gegen weitere
Nutzungen zu sperren. Die Regelung dient der Klarstellung, daß den Anbieter,
der rechtswidrige Inhalte Dritter in sein Angebot aufnimmt, eine Garantenstel-
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lung für die Verhinderung der Verbreitung an Dritte trifft. Diese Verpflichtung
soll allerdings nur dann greifen, wenn der Anbieter die fremden rechtswidrigen
Inhalte bewußt bereithält. Dabei umfaßt der Begriff „Kenntnis“ sowohl den un-
bedingten als auch den bedingten Vorsatz. 

Auch im Hinblick auf die zivilrechtliche deliktische Haftung berücksichtigt die
Einschränkung der Verantwortlichkeit auf vorsätzliches Handeln die Tatsache,
daß der Anbieter die fremden Inhalte nicht selbst veranlaßt hat und es ihm auf-
grund der technisch bedingten Vervielfachung von Inhalten und der Unüber-
schaubarkeit der in ihnen gebundenen Risiken von Rechtsgutverletzungen weit-
gehend unmöglich ist, alle fremden Inhalte im eigenen Dienstebereich zur
Kenntnis zu nehmen und auf ihre Rechtmäßigkeit zu überprüfen. Dadurch, daß
für die Verantwortlichkeit im Sinne des Absatzes 2 Kenntnis von den Inhalten
verlangt wird, erhalten die Anbieter die erforderliche Rechtssicherheit. Wie für
eigene Inhalte haben sie allerdings dann für die Bereitstellung fremder Inhalte
voll einzustehen, wenn sie diese als eigene anbieten, d.h. sich den jeweiligen In-
halt in ihrem Diensteangebot zu eigen machen.

Die Einschränkung der Verantwortlichkeit für fremde Inhalte durch eine Zumut-
barkeitsklausel stellt klar, daß hier nicht jeder denkbare Aufwand gemeint ist,
sondern daß die Bedeutung des Einzelfalles und der Aufwand sowie die Auswir-
kung auf andere Teile des Dienstes im Verhältnis zueinander gesehen werden
müssen. Je nach Art des Mediendienstes kann eine gezielte Sperrung oder Lö-
schung nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich sein. Die
Einschränkung durch die Zumutbarkeitsklausel gewährleistet, daß der Dienste-
anbieter nicht gezwungen wird, unzumutbaren Aufwand zu betreiben; dazu zählt
z. B. die Sperrung der Nutzung für ganze Dienstebereiche oder die Einstellung
des gesamten Mediendienstes, obwohl nur ein einziger oder vereinzelte rechts-
widrige Inhalte von Dritten eingestellt worden sind.

Absatz 3 stellt klar, daß Anbieter für fremde Inhalte dann nicht verantwortlich
sind, wenn sie zu diesen fremden Inhalten lediglich den Weg öffnen (z. B. ge-
sonderter Internet-Zugang). Es bleibt bei dem Grundsatz, daß der Urheber und
derjenige, der Inhalte in das Netz einstellt, für diese Inhalte einzustehen hat. Die
technischen Möglichkeiten und Gegebenheiten der neuen Mediendienste führen
weder zu einer Haftungsverlagerung noch zu einer Haftungsausweitung. Dem
Anbieter, der fremde Inhalte lediglich, ohne auf sie Einfluß nehmen zu können,
zum Nutzer durchleitet, obliegt es nicht, für diese Inhalte einzutreten.

Absatz 3 Satz 2 geht auf Eigenschaften der Zugangsvermittlung ein, die zur Ko-
stenvermeidung und Effizienzsteigerung üblich sind und in technischen Vorga-
ben wurzeln. Die Vorschrift stellt in diesem Zusammenhang durch eine Fiktion
klar, daß die automatische Übernahme von fremden Inhalten in den eigenen
Verfügungsbereich des Zugangsvermittlers (sog. Cache) aufgrund einer Nutzer-
anfrage zum Vermittlungsvorgang gehört, wenn diese übernommenen Inhalte
nach begrenzter Zeit wieder gelöscht werden.

Dies ist bei Zwischenspeicherungen auf sog. Proxy-Cache-Servern im Internet der
Fall, die automatisch durch Nutzerabruf erfolgen und vom Anbieter nicht im Ein-
zelfall gesteuert werden können. Die Einschränkung der Fiktion auf eine kurzzeiti-
ge Zwischenspeicherung trägt dem Umstand Rechnung, daß Inhalte, die auf einem
Cache-Speicher des Anbieters gespeichert sind, mit zunehmender Verweildauer
unter den Anwendungsbereich des Absatzes 2 fallen. Wegen der Verbindung zu
den Fällen des Absatzes 2 ist aber nur ein Zeitraum von wenigen Stunden, nicht
etwa von Tagen, gemeint. Unberührt von der Fiktion der Nichtverantwortlichkeit
bei einer kurzzeitigen Zwischenspeicherung bleiben Ansprüche gegen den Zu-
gangsvermittler, die auf Beseitigung des rechtswidrigen Inhaltes gerichtet sind.

Absatz 3 Satz 3 stellt klar, daß auch in den Fällen des Absatzes 3 Maßnahmen
nach § 18 Abs. 3 unter den dort genannten Voraussetzungen gegen den Anbieter
von fremden Inhalten gerichtet werden können.
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Zu § 6 (Anbieterkennzeichnung)

Die Vorschrift dient dem Verbraucherschutz, dem Schutz öffentlicher Ordnungs-
interessen und der Offenheit des Meinungsbildungsprozesses. Die Regelung soll
für den Nutzer ein Mindestmaß an Transparenz und Information über die natür-
liche oder juristische Person oder Personengruppe, die ihm einen Mediendienst
anbietet, sicherstellen. Durch die räumliche Trennung der möglichen Kommuni-
kationspartner fehlt die unmittelbare Erfahrung über die Person des Anbieters;
durch die Flüchtigkeit des Mediums fehlen - soweit keine Speicherung erfolgt -
dauerhaft verkörperte Anhaltspunkte über dessen Identität. Die Pflicht zur An-
gabe von Identität und Anschrift dient damit auch als Anknüpfungspunkt für die
Rechtsverfolgung im Streitfall.

Absatz 1 gilt für alle Angebote in Mediendiensten, unabhängig davon, ob es sich
um geschäftsmäßige oder private, um journalistisch-redaktionell gestaltete oder
sonstige Angebote handelt.

Nach Absatz 2 Satz 1 müssen Anbieter von journalistisch-redaktionell gestalte-
ten Angeboten, in denen vollständig oder teilweise Druckerzeugnisse in Text
oder Bild wiedergegeben oder in periodischer Folge Texte verbreitet werden,
zusätzlich einen Verantwortlichen mit Angabe des Namens und der Anschrift
benennen. Diese an der presserechtlichen Impressumpflicht orientierte Vor-
schrift erleichtert die Feststellung, wer für den Inhalt des Angebotes verantwort-
lich ist und somit haftbar gemacht werden kann. Ist nur ein Verantwortlicher be-
nannt, so haftet dieser für das gesamte journalistisch-redaktionell gestaltete An-
gebot.

Satz 2 der Vorschrift stellt klar, daß mehrere Verantwortliche benannt werden
können und dient zugleich der effektiven Gewährleistung des vorbezeichneten
Zweckes der mediendienste-spezifischen Impressumpflicht: Sofern mehrere
Verantwortliche benannt werden, ist kenntlich zu machen, für welchen Teil des
Mediendienstes der jeweils Benannte verantwortlich ist. Wegen seiner besonde-
ren Position stellt Absatz 2 Satz 3 an die Person des Verantwortlichen besondere
Anforderungen: er muß seinen ständigen Aufenthalt im Inland, d.h. im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes haben (Nummer 1), darf nicht infolge Richter-
spruchs gemäß §§ 45 ff. Strafgesetzbuch (StGB) die Fähigkeit zur Bekleidung
öffentlicher Ämter verloren haben (Nummer 2), muß voll geschäftsfähig sein
(Nummer 3) und unbeschränkt strafrechtlich verfolgt werden können (Nummer 4).

Ein Verstoß gegen die Pflicht zur Anbieterkennzeichnung stellt eine bußgeldbe-
wehrte Ordnungswidrigkeit dar (§ 20 Abs. 1 Nr. 1).

Zu § 7 (Inhalte, Sorgfaltspflicht, Meinungsumfragen)

§ 7 enthält im Sinne eines Mindeststandards Grundsätze zur inhaltlichen Ausge-
staltung von Mediendiensten.

Nach Absatz 1 Satz 1 gilt für die Angebote in allen Mediendiensten die „verfas-
sungsmäßige Ordnung“. Dieser Begriff ist gleichzusetzen mit dem Begriff der
verfassungsmäßigen Ordnung in Art. 2 Abs. 1 GG. Er umfaßt auch die in Ab-
satz 1 Satz 2 genannten allgemeinen Gesetze und gesetzlichen Bestimmungen
zum Schutz der persönlichen Ehre. Diese Gesetze und gesetzlichen Bestimmun-
gen werden besonders hervorgehoben, weil diese Bereiche bei Mediendiensten
besondere Bedeutung haben. Satz 2 ist im übrigen an der Bestimmung des Art. 5
Abs. 2 GG orientiert, wonach das Recht der freien Meinungsäußerung, die Pres-
sefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film ihre
Schranken in den „Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Be-
stimmungen zum Schutze der Jugend und dem Recht der persönlichen Ehre“
finden.
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Nach Absatz 2 Satz 1 haben Verteildienste nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 und
journalistisch-redaktionell gestaltete Angebote nach § 6 Abs. 2, soweit sie der
Berichterstattung dienen und Informationsangebote enthalten, den anerkann-
ten journalistischen Grundsätzen zu entsprechen. In den Sätzen 2 und 3 wer-
den dabei die Sorgfaltspflicht sowie die Pflicht zur Trennung zwischen Kom-
mentar und Berichterstattung als wichtige journalistische Grundsätze hervor-
gehoben.

Außer diesen Grundsätzen sind bei den in Satz 1 definierten Angeboten jedoch
allgemein die anerkannten journalistischen Grundsätze zu beachten, die sich bei
einer wertenden Vergleichung aus den verschiedenen presse- und rundfunk-
rechtlichen Regelungen der Länder sowie den Richtlinien des Deutschen Presse-
rates ergeben.

Absatz 3 sieht vor, daß bei der Bekanntgabe von Meinungsumfragen in Angebo-
ten, die vom Diensteanbieter durchgeführt werden, anzugeben ist, ob sie reprä-
sentativ sind. Die Vorschrift orientiert sich an § 10 RStV. Sie gilt nicht für Be-
richte über Meinungsumfragen, die nicht vom Anbieter des Mediendienstes, in
dem sie wiedergegeben wird, durchgeführt wurde. Insoweit greift allerdings die
Verpflichtung zur Beachtung der journalistischen Sorgfaltspflicht nach Absatz 2
Satz 1, soweit es sich um ein Angebot im Sinne dieses Absatzes handelt.

Zu § 8 (Unzulässige Mediendienste, Jugendschutz)

Bei der Formulierung der rechtlichen Rahmenbedingungen für die neuen Me-
diendienste kommt dem Jugendschutz besondere Bedeutung zu. Er wird durch
ein abgestuftes Regelungssystem gewährleistet. Auch wenn sich die Entwick-
lung von an die Allgemeinheit gerichteten Informations- und Kommunikations-
diensten schon bislang nicht im rechtsfreien Raum vollzieht und die allgemeinen
Gesetze Anwendung finden, sollen die in § 8 enthaltenen Bestimmungen – spie-
gelbildlich zu den Jugendschutzregelungen im Rundfunkstaatsvertrag – für alle
Mediendienste verbindlich regeln, welche Angebote unzulässig sind und wie Ju-
gendschutz wirksam zu gewährleisten ist. § 8 findet seine Ergänzung in dem die
Verantwortlichkeit regelnden § 5 und in § 18, der die zuständigen Behörden er-
mächtigt, im Einzelfall die erforderlichen Maßnahmen zur Sicherung des Ju-
gendschutzes zu ergreifen.

§ 8 und die flankierenden Regelungen berücksichtigen einerseits, wie weit der
Staat im Hinblick auf die Informationsfreiheit normsetzend und kontrollierend
tätig werden darf, aber auch muß, andererseits aber auch, daß und inwieweit die
Diensteanbieter selbst eigene Verantwortung zu tragen haben. Die Erfahrungen,
die die Länder bereits mit Selbstkontrolleinrichtungen in den traditionellen Me-
dien, namentlich dem Fernsehen, gewonnen haben, haben ebenfalls Eingang in
die Bestimmung gefunden.

Absatz 1 bezeichnet die Angebote, die ausnahmslos unzulässig sind. Das sind
insbesondere solche, die zum Rassenhaß aufrufen (Nummer 1), die Gewalt ver-
herrlichen oder verharmlosen (Nummer 2) oder die pornographisch sind (Num-
mer 4).

Unzulässig sind auch Angebote, die den Krieg verherrlichen (Nummer 3) und
solche, die offensichtlich geeignet sind, Kinder oder Jugendliche sittlich schwer
zu gefährden (Nummer 5) oder die die Menschenwürde verletzen (Nummer 6).
Die Verantwortlichkeit für Angebote, die bereits nach anderen strafrechtlichen
Vorschriften unzulässig sind, bleibt unberührt.

Die Absätze 2 und 3 lassen die Verbote des Absatzes 1 unberührt und differen-
zieren das Regelungssystem in Anknüpfung an die Art des Mediendienstes aus.

Absatz 2 begründet für Mediendienste im Sinne des § 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 ein
Verbreitungsverbot, wenn sie geeignet sind, das körperliche, geistige und seeli-
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sche Wohl von Kindern oder Jugendlichen zu beeinträchtigen. Eine Ausnahme
von diesem Verbot ist nur dann möglich, wenn der Anbieter aufgrund der Sen-
dezeit oder auf andere Weise, etwa durch technische Sicherungen, Vorsorge
trifft, daß Kinder und Jugendliche diese Sendungen üblicherweise nicht wahr-
nehmen.

Absatz 3 trägt für Mediendienste, die als Abrufdienste die Nutzung von Text-,
Ton- oder Bilddarbietungen aus elektronischen Speichern ermöglichen, der Ab-
wägung der Informationsfreiheit mit den Belangen des Jugendschutzes Rech-
nung. Solche Angebote sind auch dann, wenn sie geeignet sind, das körperliche,
geistige und seelische Wohl von Kindern und Jugendlichen zu beeinträchtigen,
unter der Voraussetzung zulässig, daß der Anbieter Vorkehrungen schafft, die
dem Nutzer die Sperrung der Angebote erlauben (Verschlüsselung des Angebo-
tes). Ob die Nutzer, namentlich Erziehungsberechtigte, von der Möglichkeit der
Sperrung Gebrauch machen, obliegt ihrer in eigener Verantwortung zu treffenden
Entscheidung. Die Bereitstellung solcher Sperren ist nicht als eigenständige Ver-
pflichtung des Anbieters ausgeformt, sondern lediglich als Zulässigkeitsvoraus-
setzung für die in Absatz 3 umschriebenen Angebote. Die Notwendigkeit der
Verschlüsselung eines Angebots als Voraussetzung für dessen Zulässigkeit be-
stimmt sich nicht nach der Einschätzung des Anbieters, sondern nach objektiven
Kriterien; die zuständigen Landesjugendbehörden können die Verschlüsselung
wegen der beeinträchtigenden Wirkung eines Angebotes auf Kinder und Jugend-
liche fordern. Die Verbreitung eines solchen Mediendienstes unter Verstoß gegen
das Gebot der Verschlüsselung ist nach § 20 Abs. 1 Nr. 6 bußgeldbewehrt.

Mit der Einrichtung von Jugendschutzbeauftragten (Absatz 4) wird den Belan-
gen des Jugendschutzes bei den neuen Medienangeboten ein besonderes Ge-
wicht verliehen. Jeder gewerbsmäßige Diensteanbieter hat einen Jugendschutz-
beauftragten zu bestellen, wenn er Angebote verbreitet, die jugendgefährdende
Inhalte enthalten können. Funktion und Aufgaben des Jugendschutzbeauftragten
sind eindeutig umschrieben. Er ist Ansprechpartner für die Nutzer und berät den
Anbieter in allen Fragen des Jugendschutzes.

Die Verpflichtung, den Jugendschutzbeauftragten an der Angebotsplanung und
an der Gestaltung der allgemeinen Nutzungsbedingungen zu beteiligen, sichert
seine Beratungsfunktion ebenso ab wie die ihm eingeräumte Möglichkeit, dem
Anbieter eine Beschränkung von Angeboten vorschlagen zu können. Die Eigen-
verantwortung der gewerbsmäßigen Diensteanbieter wird dadurch gestärkt, daß
die Aufgaben des Jugendschutzbeauftragten auf Einrichtungen der freiwilligen
Selbstkontrolle, der im Bereich der Informationsfreiheit besondere Bedeutung
zukommt, delegiert werden können. Die Organisationen der freiwilligen Selbst-
kontrolle können dem Anbieter im Rahmen ihrer satzungsgemäßen Aufgaben-
stellung auch weitergehende Jugendschutzmaßnahmen, wie z. B. die völlige
Sperrung von Angeboten, auferlegen.

Zu § 9 (Werbung, Sponsoring)

Die Vorschrift enthält im Interesse des Jugend- und Verbraucherschutzes Min-
deststandards für die Werbung und das Sponsoring in Mediendiensten.

Die Regelung in Absatz 1, wonach Werbung, die sich auch an Kinder und Ju-
gendliche richtet oder bei der Kinder oder Jugendliche eingesetzt werden, nicht
ihren Interessen schaden oder ihre Unerfahrenheit ausnutzen darf, greift einen
auch international anerkannten Verhaltensgrundsatz auf, der auch in § 7 Abs. 1
Satz 2 RStV seinen Ausdruck gefunden hat. Sie dient – wie § 8 dieses Staatsver-
trages – dem Schutz von Kindern und Jugendlichen. Auch bei Angeboten für
Verteildienste nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 und bei Angeboten nach § 2 Abs. 2
Nr. 4, die Werbung darstellen, gelten im übrigen die jeweiligen Beschränkungen
des § 8 Abs. 2 und 3 dieses Staatsvertrages.



Landtag von Baden-Württemberg – 12. Wahlperiode Drucksache 12 / 1302

26

Das Trennungs- und Kennzeichnungsgebot des Absatzes 2 entspricht einem im
Medienbereich anerkannten Grundsatz, der auch in § 7 Abs. 3 RStV verankert
ist. Satz 1 dieser Ordnungsvorschrift dient dazu, Schleichwerbung und sonstige,
nicht an den Grundsätzen der Lauterkeit, Wahrheit und Klarheit der Werbung
orientierte Mischformen von Werbung und übrigem Inhalt der Angebote eines
Mediendienstes zu vermeiden. Mit Satz 2 sollen Fälle erfaßt werden, bei denen
in der Werbung Techniken eingesetzt werden, die unterhalb der Schwelle be-
wußter Wahrnehmung liegen.

Absatz 3 bestimmt, daß für Sponsoring bei Fernsehtext § 8 RStV entsprechend
gilt. Diese Verweisung betrifft die Definition des Sponsoring, die Beschränkun-
gen beim Einsatz dieser Finanzierungsform wie die sonstigen rundfunkstaatsver-
traglichen Ordnungsvorschriften.

Zu § 10 (Gegendarstellung)

Die Vorschrift, die nur für Anbieter von journalistisch-redaktionell gestalteten
Angeboten, in denen vollständig oder teilweise Inhalte periodischer Drucker-
zeugnisse in Text oder Bild wiedergegeben oder in periodischer Folge Texte
verbreitet werden, gilt, orientiert sich an den presse- und rundfunkrechtlichen
Gegendarstellungsregelungen der Länder. Sie trägt dem Einfluß dieser Angebo-
te auf die öffentliche Meinungsbildung und der damit verbundenen Notwendig-
keit Rechnung, ein ausgleichendes Gegengewicht zum Schutz des von einer Tat-
sachenbehauptung in einem solchen Angebot Betroffenen zu schaffen. Durch
die tatbestandlichen Beschränkungen des Gegendarstellungsanspruchs soll ein
wirksamer Schutz des Persönlichkeitsrechts erreicht werden, ohne die in Art. 5
GG grundrechtlich verbürgte Kommunikationsfreiheit stärker als vom Schutz-
zweck der Vorschrift gefordert einzuschränken.

Nach Absatz 1 muß jeder Anbieter von Angeboten nach §6 Abs. 2 dieses Staats-
vertrages ohne schuldhaftes Verzögern eine Gegendarstellung der Person oder
Stelle, die durch eine in seinem Angebot aufgestellte Tatsachenbehauptung betrof-
fen ist, ohne Kosten für den Betroffenen so lange in sein Angebot ohne Abrufent-
gelt aufnehmen, wie die Tatsachenbehauptung angeboten wird. Wird die Tatsa-
chenbehauptung nicht mehr angeboten, so ist die Gegendarstellung an vergleich-
barer Stelle so lange in das Angebot aufzunehmen, wie die betroffene Person oder
Stelle es verlangt, höchstens jedoch einen Monat. Dies gilt auch für den Fall, daß
das Angebot vor Ablauf eines Monats nach Aufnahme der Gegendarstellung
endet. Eine Erwiderung auf die Gegendarstellung darf nicht unmittelbar mit dieser
verknüpft werden und muß sich auf tatsächliche Angaben beschränken.

Absatz 2 regelt in enger Anlehnung an die Landespressegesetze, in welchen Fäl-
len eine Pflicht zur Aufnahme einer Gegendarstellung nicht besteht. Eine Ge-
gendarstellung zu Angeboten mit Anzeigencharakter ist nach dem Vorbild ver-
schiedener Pressegesetze in den Ausnahmekatalog nicht aufgenommen, weil
auch hier ein berechtigtes Interesse des Betroffenen bestehen und ein finanziel-
ler Ausgleich auf vertraglicher Grundlage zwischen gegendarstellungspflichti-
gem Anbieter und Anzeigekunden erfolgen kann.

Absatz 3 regelt das Verfahren zur Durchsetzung des Gegendarstellungsan-
spruchs.

Absatz 4 enthält eine Ausnahmeregelung für wahrheitsgetreue Berichte über öf-
fentliche Sitzungen internationaler parlamentarischer Organe und der Gesetzge-
bungsorgane des Bundes und der Länder. Die Regelung gestattet ferner eine lan-
despezifische Erweiterung der Ausnahmeregelung.

Zu § 11 (Auskunftsrecht)

Die Vorschrift, die nur für Anbieter von journalistisch-redaktionell gestalteten
Angeboten, in denen vollständig oder teilweise Inhalte periodischer Drucker-
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zeugnisse in Text oder Bild wiedergegeben oder in periodischer Folge Texte
verbreitet werden, gilt, orientiert sich an presserechtlichen Regelungen der Län-
der. Die Regelung trägt dem Gedanken der demokratischen Kontrolle jeder
Staatsgewalt Rechnung. Der in Absatz 1 der Vorschrift verankerte Grundsatz
des Auskunftsrechts der Anbieter von Mediendiensten nach § 6 Abs. 2 gegen-
über Behörden erfährt in Absatz 2 der Bestimmung Ausnahmen, die sich im we-
sentlichen aus den Gesichtspunkten der Wahrung von Geheimhaltungsinteressen
und der Vermeidung von übermäßigen Beeinträchtigungen der Verwaltungs-
tätigkeit rechtfertigen.

Zum III. Abschnitt (Datenschutz)

Bei Mediendiensten können personenbezogene Daten in vielfältiger Weise an-
fallen, kombiniert, verändert oder ausgewertet werden; Erhebung, Verarbeitung
und Nutzung personenbezogener Daten findet nicht nur in einer Datenverarbei-
tungsanlage, sondern im Netz mit vielen Beteiligten und bisher ohne hinreichen-
de Kontrollmöglichkeiten des Nutzers statt.

Ziel der Datenschutzbestimmungen des Staatsvertrags ist es, eine verläßliche
Grundlage für die Gewährleistung des Datenschutzes im Bereich der Medien-
dienste zu bieten und einen Ausgleich zwischen dem Wunsch nach freiem Wett-
bewerb, berechtigten Nutzerbedürfnissen und öffentlichen Ordnungsinteressen
zu schaffen. Die Bestimmungen des Staatsvertrages knüpfen an das vorhandene
Instrumentarium des Datenschutzrechtes an. Ausgangspunkt für die Regelungen
ist das verfassungsrechtlich verbürgte Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung. Das traditionelle Datenschutzkonzept wird ergänzt, soweit die Risiken
der neuen Mediendienste dies erforderlich machen. Dabei berücksichtigen die
Regelungen die erweiterten Möglichkeiten moderner Informations- und Kom-
munikationstechnik.

Zu § 12 (Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten)

§ 12 Absatz 1 stellt klar, daß die allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten für die Verarbeitung personenbezogener Daten gelten, soweit  der Medien-
dienste-Staatsvertrag keine besondere Regelung trifft. 

Die Datenschutzvorschriften des Staatsvertrages gelten auch für personenbezo-
gene Daten, die nicht in Dateien im Sinne von  § 3 Abs. 2 Bundesdatenschutzge-
setz verarbeitet oder genutzt werden. Die Regelung des Fernmeldegeheimnisses
(§ 85 TKG) bleibt unberührt. Inhalte der Telekommunikation und ihre näheren
Umstände, insbesondere die Tatsache, ob jemand an einem Telekommunikati-
onsvorgang beteiligt ist, unterliegen dem Fernmeldegeheimnis. Zur weiteren
Absicherung des Fernmeldegeheimnisses trifft der Staatsvertrag  in § 13 Abs. 2
Nr. 3 eine Regelung zu technischen und organisatorischen Maßnahmen der Da-
tensicherung.

Wegen der ergänzenden Geltung des Bundesdatenschutzgesetzes sind für die
Aufsicht über Mediendienste die Vorschriften des § 38 Bundesdatenschutzge-
setz anzuwenden. Gemäß § 12 Abs. 1 bezieht sich die Aufsicht auch auf solche
Daten, die nicht in Dateien verarbeitet oder genutzt werden. Die Aufsicht ist
gemäß § 18 als Daueraufsicht ausgestaltet; eines besonderen Anlasses für daten-
schutzrechtliche Prüfungen bei Anbietern von Mediendiensten bedarf es nicht.

Absatz 2 enthält die Befugnisnorm für die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung
personenbezogener Daten durch Anbieter. Sie entspricht den in § 4 Abs. 1 Bun-
desdatenschutzgesetz festgelegten Voraussetzungen, bezieht aber auch die Erhe-
bung in die Geltung des Gesetzesvorbehalts mit ein. Letzteres entspricht den
Vorgaben der EG-Richtlinie zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr vom 24. Oktober
1995, die bis Oktober 1998 in nationales Recht umzusetzen ist.
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Absatz 3 ist Ausdruck des Grundsatzes der Zweckbindung. Daten über den Nut-
zer dürfen grundsätzlich nur für die Erbringung von Mediendiensten verwendet
werden. Eine Verwendung von Nutzerdaten für andere Zwecke ist nur zulässig,
wenn dieser Staatsvertrag oder eine andere Rechtsvorschrift diese Verwendung
erlauben oder der Nutzer eingewilligt hat.

Durch die Regelung des Absatzes 4 soll verhindert werden, daß die Nutzung von
Mediendiensten von einer Einwilligung des Nutzers in eine Verarbeitung oder
Nutzung seiner Daten für andere Zwecke abhängig gemacht wird.

Absatz 5 verankert die Grundsätze des Systemdatenschutzes und der Datenver-
meidung. Bereits durch die Gestaltung der Systemstrukturen, in denen personen-
bezogene Daten erhoben und verarbeitet werden können, soll die Erhebung und
Verwendung personenbezogener Daten vermieden und die Selbstbestimmung
der Nutzer sichergestellt werden. Dies kann z. B. durch eine dateneinsparende
Organisation der Übermittlung, der Abrechnung und Bezahlung sowie der Ab-
schottung von Verarbeitungsbereichen unterstützt werden. Normadressat ist der
einzelne Anbieter. Er soll das Angebot seiner Mediendienste an dem Ziel aus-
richten, daß keine oder jedenfalls so wenige personenbezogene Daten wie mög-
lich erhoben, verarbeitet und genutzt werden. Dieser Grundsatz des Systemda-
tenschutzes wird konkretisiert in § 13 Abs. 1 mit der Ermöglichung der Inan-
spruchnahme von Mediendiensten in anonymer oder pseudonymer Form und in
§ 17 zum Datenschutz-Audit.

Absatz 6 stellt klar, daß der Nutzer vor der Erhebung umfassend zu unterrichten
ist. Nur so kann sich der Nutzer einen umfassenden Überblick über die Erhe-
bung, Verarbeitung und Nutzung seiner personenbezogenen Daten verschaffen.
Zeitpunkt, Umfang und Form der Unterrichtung ergeben sich dabei aus den be-
sonderen Risiken der Datenverarbeitung im Netz. Der Nutzer ist daher über Art,
Umfang, Ort und Zwecke der Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten zu
unterrichten; die Unterrichtung ist zu protokollieren und sie muß vom Anbieter
so abgelegt werden, daß der Nutzer sich jederzeit über den Inhalt der Unterrich-
tung informieren kann. Ein Verzicht auf die Unterrichtung ist möglich, darf aber
nicht als Einwilligung in eine Verarbeitung im Sinne der Absätze 2 und 3 gedeu-
tet werden. Es wird klargestellt, daß sich die Pflicht zur vorherigen Unterrich-
tung auf automatisierte Verfahren bezieht, die eine Erhebung, Verarbeitung oder
Nutzung vorbereiten (z. B. durch Speichern einzelner Nutzungsdaten auf der
Festplatte des PC des Nutzers), bei denen der Personenbezug aber erst zu einem
späteren Zeitpunkt hergestellt werden kann.

Gemäß Absatz 7 kann der Nutzer seine erteilte Einwilligung jederzeit widerru-
fen. Darauf ist der Nutzer hinzuweisen. Die jederzeitige Abrufbarkeit muß ent-
sprechend Absatz 6 Satz 3 gewährleistet sein.

Absatz 8 stellt klar, daß eine Verarbeitung personenbezogener Daten auch mit
Einwilligung des Nutzers (vgl. Absätze 2 und 3) zulässig ist. Der Einwilligung
des Betroffenen kommt im Rahmen der alltäglichen Nutzung von Mediendiensten
eine erhebliche praktische Bedeutung zu. Für eine wirksame Einwilligung ist
nach § 4 Abs. 2 Bundesdatenschutzgesetz allerdings prinzipiell Schriftform er-
forderlich. Dieses Schutzerfordernis soll für den Bereich der Mediendienste
grundsätzlich beibehalten werden; schriftlich erklärte Einwilligungen sollen
weiterhin möglich sein. Daneben soll aber auch die elektronische Einwilligung
ermöglicht werden. Wegen der besonderen Risiken, denen elektronische Er-
klärungen mangels Verkörperung (keine Schriftform) und mangels biometri-
scher Kennzeichen (keine eigenhändige Unterschrift) ausgesetzt sind, bedürfen
sie besonderer Verfahren, die ihre Wirksamkeit sicherstellen.

Absatz 8 Nr. 1 soll den Schutz der Nutzer vor einer übereilten Einwilligung si-
cherstellen. Dieser Schutz ist in Anbetracht der besonderen technikspezifischen
Gefahren (Bildschirmbenutzung, Bedienung durch einfachen Mausklick oder
Knopfdruck, der nicht zwischen wichtigen und unwichtigen Handlungen unter-
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scheidet) von Bedeutung. In diesem Sinne autorisiert ist eine Einwilligung zum
Beispiel durch eine bestätigende Wiederholung des Übermittlungsbefehls,
während gleichzeitig die Einwilligungserklärung mindestens auszugsweise auf
dem Bildschirm dargestellt wird. Sie verpflichtet den Anbieter zu entsprechen-
den Maßnahmen nur, soweit seine Einflußnahmemöglichkeit reicht. Für die vom
Nutzer eingesetzte Technik ist er nicht verantwortlich.

Absatz 8 Nrn. 2 und 3 stellen klar, daß zum Nachweis von Authentizität und Ur-
heberschaft der Einwilligung als geeignetes technisches Verfahren die Verwen-
dung von digitalen Signaturen denkbar ist. Die Vorschrift ist aber bewußt auch
für die Anwendung anderer geeigneter technischer Verfahren offen, soweit die
Authentizität und Urheberschaft entsprechend sichergestellt sind.

Absatz 8 Nrn. 4 und 5 dienen der Transparenz der vom Nutzer erlaubten Verar-
beitung seiner personenbezogenen Daten. Sie schafft Akzeptanz für die Anwen-
dung elektronischer Einwilligungen und sichert zugleich das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung des Nutzers, der nachprüfen kann, wann, wem und in
welchem Umfang er eine Einwilligung in die Verarbeitung seiner personenbezo-
genen Daten erteilt hat.

Zu § 13 (Datenschutzrechtliche Pflichten des Anbieters) 

Die Vorschrift konkretisiert im einzelnen die in § 12 aufgestellten datenschutz-
rechtlichen Grundsätze.

Absatz 1 konkretisiert das Ziel der Datenvermeidung (§ 12 Abs.5): Anbieter
haben im Rahmen der technischen Möglichkeiten den Nutzern anonymes oder
pseudonymes Nutzen der Angebote zu ermöglichen. 

Das Gebot der Datenvermeidung gilt für den gesamten Nutzungsvorgang. Wel-
che technischen Möglichkeiten dabei in Betracht kommen, ist von einer generel-
len, objektiven Sichtweise abhängig. Der Anbieter soll aber nicht zu jedem mög-
lichen technischen Angebot verpflichtet sein. Die Zumutbarkeit des Angebots
setzt deshalb eine Grenze, bei der z. B. Größe und Leistungsfähigkeit des Anbie-
ters berücksichtigt werden können. Bestimmte technische Verfahren werden im
Hinblick auf die weitere technische Entwicklung nicht vorgeschrieben.

Denkbar ist z. B. das Angebot an den Nutzer, Mediendienste mit vorbezahlten
Wertkarten oder Chipkarten in Anspruch nehmen zu können. In jedem Fall ist
der Nutzer über die Möglichkeit zur anonymen oder pseudonymen Nutzung zu
unterrichten. Für das Erfordernis der Anonymität kann die faktische Anonymität
im Sinne von § 3 Abs. 7, 2. Alternative Bundesdatenschutzgesetz ausreichend
sein. Pseudonymes Handeln ermöglicht nicht anonymes, sondern quasi-anony-
mes Handeln. Ein Pseudonym kann ein Name oder eine Kurzbezeichnung sein,
die aus sich heraus die Identität des Nutzers nicht preisgeben, aber über eine Re-
ferenzliste beim Anbieter mit der Identität des Nutzers zusammengeführt wer-
den können.

Absatz 2 konkretisiert die in § 12 festgelegten Grundsätze des Systemdaten-
schutzes und der Datenvermeidung. Der Anbieter ist verpflichtet, durch entspre-
chende technische und organisatorische Maßnahmen die praktische Umsetzung
dieser Grundsätze sicherzustellen.

Durch Absatz 2 Nr. 1 wird der Anbieter verpflichtet, die technischen und orga-
nisatorischen Maßnahmen zu treffen, damit der Nutzer jederzeit seine Kommu-
nikationsbeziehung abbrechen kann.

Gemäß Absatz 2 Nr. 2 ist der Anbieter verpflichtet, die technischen und organi-
satorischen Vorkehrungen zu treffen, damit die personenbezogenen Daten über
die Inanspruchnahme von Mediendiensten unmittelbar gelöscht werden. Die
Anforderung nach Nummer 2 flankiert das rechtliche Löschungsgebot nach § 6
hinsichtlich der Nutzungs- und Abrechnungsdaten.
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Nach Absatz 2 Nr. 3 hat der Anbieter durch technische und organisatorische
Maßnahmen sicherzustellen, daß der Nutzer Mediendienste in Anspruch neh-
men kann, ohne daß Dritte davon Kenntnis nehmen können. Auf diese Weise
wird das Fernmeldegeheimnis im Bereich der Mediendienste zusätzlich abgesi-
chert.

Absatz 2 Nr. 4 statuiert ein technisch und organisatorisch zu gewährleistendes
Trennungsgebot. Mit dieser Regelung soll verhindert werden, daß der Anbieter
personenbezogene Daten über die Inanspruchnahme von verschiedenen Medien-
diensten zusammenführt und auf diese Weise personenbezogene Nutzerprofile
entstehen. Dem Interesse der Anbieter und seiner Zusammenführung der Daten
für Abrechnungszwecke wird Rechnung getragen.

Zweck des Absatzes 3 ist es, dem Nutzer Transparenz über die Weiterschaltung
zu einem weiteren Anbieter zu ermöglichen. Ohne eine derartige Vorschrift kön-
nen weder das Auskunftsrecht des Nutzers noch eine datenschutzrechtliche
Kontrolle wirksam wahrgenommen werden.

Absatz 4 ermöglicht einen Kompromiß zwischen dem Interesse des Nutzers an
einer weitgehenden Anonymität seines Konsumentenverhaltens und dem be-
rechtigten wirtschaftlichen Interesse des Anbieters, die Inanspruchnahme der
Mediendienste auszuwerten. Aus diesem Grund sind Nutzungsprofile der Nutzer
pseudonym möglich. Satz 2 soll eine Umgehung des Satzes 1 verhindern, indem
eine identifizierende Zusammenführung der Daten verboten wird.

Zu § 14 (Bestandsdaten) 

Absatz 1 konkretisiert die in § 12 Abs. 2 enthaltene Befugnis zur Erhebung und
Verwendung personenbezogener Daten unter dem Gesichtspunkt der Erforder-
lichkeit für sogenannte Bestandsdaten. Er regelt, in welchem Umfang und für
welche Zwecke der Anbieter personenbezogene Daten für die Bereitstellung und
Vermittlung von Mediendiensten erheben, verarbeiten und nutzen darf. Die Vor-
schrift enthält keinen Katalog der Bestandsdaten; welche Daten zu den Be-
standsdaten zu rechnen sind, ergibt sich aus dem Zweck des jeweiligen Ver-
tragsverhältnisses. Als Bestandsdaten sind aber in jedem Falle nur solche anzu-
sehen, die für die Begründung, inhaltliche Ausgestaltung oder Änderung des
Vertrages über die Inanspruchnahme von Mediendiensten mit dem Anbieter un-
erläßlich sind.

Absatz 2 ist Ausdruck des engen Zweckbindungsgrundsatzes in § 12 Abs. 3. Die
Regelung läßt eine Verarbeitung und Nutzung der Bestandsdaten für andere
Zwecke als nach Absatz l, insbesondere für Zwecke der Beratung, Werbung,
Marktforschung oder zur bedarfsgerechten Gestaltung technischer Einrichtun-
gen des Anbieters nur mit ausdrücklicher Einwilligung des Nutzers zu. Die Vor-
schrift entspricht der in § 89 Abs. 7 TKG vorgesehenen Einwilligung.

Zu § 15 (Nutzungs- und Abrechnungsdaten)

Gemäß Absatz 1 sind Nutzungsdaten personenbezogene Daten, die dem Nutzer
die Nachfrage nach Mediendiensten ermöglichen; es handelt sich dabei um
Daten, die während der Nutzung eines Mediendienstes, z. B. Interaktionen des
Nutzers mit dem Anbieter, entstehen.

Abrechnungsdaten sind Daten, die für die Abrechnung der Inanspruchnahme
von Mediendiensten erforderlich sind. Vom Mediendienste-Staatsvertrag nicht
erfaßt werden Verbindungsdaten im Sinne von § 5 Abs. 1 der Verordnung über
den Datenschutz für Unternehmen, die Telekommunikationsleistungen erbrin-
gen (Telekommunikationsdienstunternehmen-Datenschutzverordnung – TDSV –
vom 12. Juli 1996), d. h. Daten, die zur Bereitstellung von Telekommunikations-
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dienstleistungen dienen. Nur bestimmte Verbindungsdaten dürfen nach den tele-
kommunikationsrechtlichen Vorschriften erhoben und verarbeitet werden. So-
weit bei der Inanspruchnahme von Mediendiensten Verbindungsdaten im Sinne
der Telekommunikationsdienstunternehmen-Datenschutzverordnung anfallen,
finden die Datenschutzbestimmungen des Telekommunikationsgesetzes und die
TDSV Anwendung.

Für die Gestaltung und Auswahl der Verfahren zur Vermittlung und Abrech-
nung von Angeboten sind die Vorgaben der §§ 12 Abs. 5 und 13 Abs. 1 zu be-
achten.

Absatz 2 schreibt Löschungspflichten für Nutzungs- und Abrechnungsdaten vor.

Gemäß Absatz 2 Nr. 1 sind Nutzungsdaten nach Ende der jeweiligen Nutzung
des Mediendienstes zu löschen, soweit sie nicht zu Abrechnungszwecken erfor-
derlich sind. Personenbezogene Daten über Suchschritte, die im Hinblick auf
das Nutzerverhalten und Konsumentenwünsche von Bedeutung sind, sind nach
Beendigung der Nutzung des Mediendienstes unmittelbar zu löschen.

Nach Absatz 2 Nr. 2 sind Abrechnungsdaten zu löschen, sobald sie für Zwecke
der Abrechnung nicht mehr erforderlich sind. Abrechnungsdaten, die für die Er-
stellung von Einzelnachweisen erforderlich sind, müssen spätestens 80 Tage
nach Versendung der Einzelabrechnung gelöscht werden; Ausnahmen von die-
ser Löschungsfrist bestehen nur, wenn der Nutzer die Entgeltforderung inner-
halb dieser Frist bestritten hat oder wenn der Nutzer seine Abrechnung nicht be-
glichen hat. Die vorgesehenen Speicherfristen sind abschließend im Staatsver-
trag  geregelt.

Der Staatsvertrag geht davon aus, daß Nutzungs- und Abrechnungsdaten auf-
grund ihrer hohen Sensitivität beim jeweiligen Anbieter verbleiben. Absatz 3
schließt daher eine Übermittlung von personenbezogenen Nutzungs- oder Ab-
rechnungsdaten an andere Anbieter oder Dritte grundsätzlich aus. Ausnahmen
gelten nur für den Anbieter, der den Zugang zur Nutzung von Mediendiensten
vermittelt; dieser darf anderen Anbietern oder Dritten Nutzungsdaten zu
Zwecken der Marktforschung dieser Anbieter in anonymisierter Form übermit-
teln, und er darf Abrechnungsdaten, soweit diese für die Einziehung einer For-
derung dieses Anbieters erforderlich sind, übermitteln.

Absatz 4 soll dem Interesse der Anbieter an einer Abrechnung durch dritte Un-
ternehmen Rechnung tragen. Hat der Anbieter mit einem Dritten einen Vertrag
über die Abrechnung geschlossen, so darf er diesem Dritten Abrechnungsda-
ten zum Zwecke der Abrechnung übermitteln. Eine Übermittlung zu einer an-
deren Zweckbestimmung oder eine weitergehende Nutzung durch den Dritten
sind unzulässig. Der Anbieter hat den Dritten auf die Einhaltung des Fernmelde-
geheimnisses (§ 85 TKG) sowie der Datenschutzbestimmungen dieses Staats-
vertrages zu verpflichten.

Mit Absatz 5 soll verhindert werden, daß aufgrund der aufgeschlüsselten Ab-
rechnung Nutzerprofile entstehen und von Dritten (z.B. Mitbenutzer, Betriebs-
angehörige) eingesehen werden können. Nur wenn der Nutzer einen Einzelent-
geltnachweis verlangt, darf die Abrechnung über die Inanspruchnahme von Me-
diendiensten aufgeschlüsselt werden.

Zu § 16 (Auskunftsrecht des Nutzers) 

Die Vorschrift gibt dem Nutzer Rechte gegenüber dem Anbieter, soweit dieser
personenbezogene Daten speichert. Die Absätze 2 und 3 stellen sicher, daß das
Recht des Nutzers auf informationelle Selbstbestimmung mit der durch Artikel 5
GG gewährleisteten Medienfreiheit zum Ausgleich gebracht wird.
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Absatz 1 stellt sicher, daß der Nutzer – über das nach dem Bundesdatenschutz-
gesetz geltende Auskunftsrecht hinaus – die über ihn oder sein Pseudonym ge-
speicherten Daten unentgeltlich elektronisch einsehen kann. Dies gilt in Abwei-
chung von den hier ergänzend anwendbaren Vorschriften des Bundesdaten-
schutzgesetzes auch, soweit es sich um Dateien handelt, die nur kurzfristig im
Sinne von §§  33 Abs. 2 Nr. 5 und 34 Abs. 4 Bundesdatenschutzgesetz vorgehal-
ten werden. Die Gewährleistung dieses Einsichtsrechts erübrigt sich, wenn die
Inanspruchnahme von Angeboten anonym – beispielsweise mit Hilfe von vorbe-
zahlten Wertkarten – ermöglicht wird.

Für Auskünfte über personenbezogene Daten, die von einem Anbieter aus-
schließlich zu eigenen journalistisch-redaktionellen Zwecken verarbeitet wer-
den, gilt Absatz 3.

Absatz 2 verpflichtet den Anbieter, zur Gewährleistung eines effektiven
Schutzes des Persönlichkeitsrechts des Betroffenen Gegendarstellungen, Ver-
pflichtungserklärungen, Verfügungen oder Urteile  über die Unterlassung der
Verbreitung oder über den Widerruf des Inhalts der Daten zu den Bezugsdaten
zu nehmen; sie sind für dieselbe Zeitdauer zu speichern wie diese und gemein-
sam mit ihnen zu übermitteln.

Bei Abrufdiensten kann dies z. B. dadurch geschehen, daß die Gegendarstellun-
gen usw. ebenso wie die Bezugsdaten zum Abruf bereitgehalten und mit diesen
durch Verweise verknüpft werden.

Absatz 3 gewährt dem Betroffenen auch gegenüber einem Anbieter, der perso-
nenbezogene Daten ausschließlich zu eigenen journalistisch-redaktionellen
Zwecken verarbeitet, das Recht auf Auskunft hinsichtlich der zu seiner Person
gespeicherten Daten. Der Anspruch setzt voraus, daß der Anspruchsteller durch
ein bereits erfolgtes Angebot in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt
wurde.

Im Hinblick auf die Wahrung der Vertraulichkeit der Redaktionsarbeit sowie
des Schutzes von Informanteninteressen muß im Einzelfall geprüft werden, ob
die Auskunft erteilt werden kann. Die Auskunft kann verweigert werden, soweit
die Einzelfallprüfung ergibt, daß die in Satz 2 aufgeführten schutzwürdigen Be-
lange vorliegen und gegenüber dem Persönlichkeitsschutz des Betroffenen über-
wiegen. In diese Abwägung ist insbesondere die Schwere der Beeinträchtigung
des Persönlichkeitsrechts durch das Angebot einzubeziehen. Unabhängig von
der Abwägung im Einzelfall findet die Auskunftspflicht ihre Grenzen in den
prozessualen Zeugnisverweigerungsrechten.

Neben dem Auskunftsrecht kann der Betroffene nach Satz 3 einen Berichti-
gungs- und Ergänzungsanspruch geltend machen. 

Zu § 17 (Datenschutzaudit)

Funktion des Datenschutz-Audits ist es, die Ziele der Datenvermeidung und
eines hohen Datenschutzniveaus durch Stärkung und Unterstützung der unter-
nehmerischen Selbstverantwortung zu erreichen. Das Datenschutz-Audit könnte
sich nach Auswertung entsprechender Erfahrungen als ein geeignetes Instrument
erweisen, im Wege der Selbstregulierung und der Schaffung marktgerechter An-
reize ein hohes Datenschutzniveau sicherzustellen. Das Konzept des Daten-
schutz-Audits orientiert sich an dem Umwelt-Audit-Verfahren, das durch Ver-
ordnung der Europäischen Gemeinschaft (EWG 1836/93 vom 29. Juni 1993,
ABI L 168 vom 10. Juli 1993, 1) und das Ausführungsgesetz des Bundes (Um-
weltauditgesetz vom 7. Dezember 1995, BGBl. I, S. 1591) vorgesehen ist.

Die Möglichkeit des Datenschutz-Audits richtet sich  in erster Linie an die An-
bieter, die bei der Konzeption ihres Angebots – eventuell auch bei der Entwick-
lung der Soft- und Hardware – datenschutzrechtliche Belange berücksichtigen
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wollen. Dem kann z. B. durch die Schaffung von Gütesiegeln Rechnung getra-
gen werden.

Das Datenschutz-Audit bedarf einer gesetzlichen Grundlage, da sowohl die
Festlegung der Anforderungen an die Prüfung und Bewertung als auch das Ver-
fahren und die Auswahl und Zulassung möglicher Gutachter berufsbeschränken-
den Charakter haben und damit dem verfassungsrechtlichen Vorbehalt des Ge-
setzes unterliegen. Eine Regelung im einzelnen bleibt einem besonderen Gesetz
vorbehalten.

Zum IV. Abschnitt (Aufsicht)

Der IV. Abschnitt enthält Bestimmungen über die Organisation, Mittel und das
Verfahren der Aufsicht über Mediendienste, zur Sicherstellung einer einheitli-
chen Rechtsprechung zu diesem Staatsvertrag sowie über Ordnungswidrigkeiten.

Zu § 18 (Aufsicht)

§18 regelt die Aufgaben und Befugnisse der jeweils zuständigen Aufsichtsbehörde
und enthält Regelungen über das Verwaltungsverfahren. Die Bestimmung ist im
Lichte der Meinungs- und Informationsfreiheit des Art. 5 Abs. 1 GG zu betrachten.
Der jeweils zuständigen Verwaltungsbehörde ist zwar die Befugnis zur Beanstan-
dung und zur teilweisen oder vollständigen Untersagung von Angeboten bei Ver-
stößen gegen einzelne, abschließend aufgezählte Bestimmungen dieses Staatsver-
trages eingeräumt, nicht aber die Befugnis zu inhaltlichen Änderungen eines Ange-
bots. Betrifft eine Verwaltungsmaßnahme den Inhalt von Angeboten, z. B. im Rah-
men von § 7, so ist aus diesem Grunde eine besondere Zurückhaltung geboten. So-
weit § 18 keine besonderen Regelungen über das Verwaltungsverfahren enthält,
gelten die Bestimmungen der Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder.

Absatz 1 enthält allgemeine Aufgabenzuweisungen an bereichsspezifisch defi-
nierte Verwaltungsbehörden. Diese sind nicht verpflichtet, eine generelle und
lückenlose Überwachung der Angebote vorzunehmen, sondern sollen insbesonde-
re dann tätig werden, wenn ihnen Beschwerden oder sonstige Anhaltspunkte für
eine Verletzung der Bestimmungen dieses Staatsvertrages vorliegen. Die in den
Ländern für den gesetzlichen Jugendschutz zuständige Behörde überwacht nach
Satz 1 die Einhaltung der Bestimmungen über unzulässige Sendungen und Ju-
gendschutz (§ 8) sowie über die jugendschutzpolitisch motivierte Bestimmung des
§ 9 Abs. 1 dieses Staatsvertrages. Die Ausgestaltung erfolgt durch Landesrecht. 

Nach Satz 2 überwachen die nach den allgemeinen Datenschutzgesetzen des
Bundes und der Länder zuständigen Kontrollbehörden für ihren Bereich die Ein-
haltung der Pflichten, die sich aus Datenschutzbestimmungen dieses Staatsver-
trages ergeben (§§ 12 bis 16). In den Fällen, in denen aufgrund rundfunkgesetz-
licher Regelungen eine umfassende Überwachungszuständigkeit eines eigenen
Rundfunkdatenschutzbeauftragten begründet worden ist, ist dieser für die jewei-
lige Rundfunkanstalt auch für die Überwachung solcher Aktivitäten, die den Re-
gelungen dieses Staatsvertrages unterfallen, zuständig. 

Nach Absatz 1 Satz 3 wird die Einhaltung der übrigen Bestimmungen dieses
Staatsvertrages durch eine nach Landesrecht bestimmte Aufsichtsbehörde über-
wacht. Die Auffangzuständigkeit dieser Behörde erstreckt sich namentlich auf
die Überwachung der Einhaltung der Anbieterkennzeichnung (§ 6), des Tren-
nungsgebotes zwischen Werbung und übrigem Inhalt der Angebote (§ 9 Abs. 2
Satz 1), des Verbotes des Einsatzes unterschwelliger Techniken (§ 9 Abs. 2
Satz 2) und der Sponsoringbestimmungen (§ 9 Abs. 3).

Absatz 2 konkretisiert die Befugnisse der jeweils zuständigen Aufsichtsbehörde
im einzelnen. Von dieser Konkretisierung erfaßt werden nicht Verstöße gegen
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§ 6 Abs. 2, § 7 Abs. 2 und 3, §§ 10, 12 bis 16 dieses Staatsvertrages. § 18 Abs. 2
ist eine Ausprägung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit. Insbesondere
kommt eine Untersagung eines Angebotes nur dann in Betracht, wenn andere,
weniger einschneidende Maßnahmen nicht zum Erfolg führen. Wie bei der Un-
tersagung selbst, so gilt auch für die Sperrung eines Angebots der Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit. Ein Verstoß gegen eine Anordnung durch die zuständige
Aufsichtsbehörde zur Sperrung eines Angebotes stellt eine bußgeldbewehrte
Ordnungswidrigkeit dar (§ 20 Abs. 1 Nr. 15).

Absatz 3 stellt klar, daß vorrangiger Adressat etwaiger Aufsichtsmaßnahmen
nach Absatz 2  die Anbieter, die eigene Inhalte zur Nutzung bereitstellen (§ 5
Abs. 1) und die Anbieter sind, die fremde Inhalte zur Nutzung bereithalten (§ 5
Abs. 2). Erst wenn sich Aufsichtsmaßnahmen gegenüber diesen Anbietern als
nicht durchführbar oder nicht erfolgversprechend erweisen, können Maßnahmen
zur Sperrung von Angeboten, die gegen Bestimmungen dieses Staatsvertrages
(mit Ausnahme der in Absatz 2 ausdrücklich erwähnten Vorschriften) verstoßen,
auch gegen den Anbieter von fremden Inhalten gerichtet werden, zu denen sie
lediglich den Zugang zur Nutzung vermittelt haben. Voraussetzung hierfür ist
allerdings, daß dieser Anbieter unter Wahrung des Fernmeldegeheimnisses
gemäß § 85 TKG von den Inhalten Kenntnis erlangt hat und eine Sperrung des
Angebotes technisch möglich und zumutbar ist.

Ein Verstoß gegen die Anordnung durch die zuständige Aufsichtsbehörde zur
Sperrung eines Angebotes durch den Verantwortlichen nach § 5 Abs. 3 stellt
eine bußgeldbewehrte Ordnungswidrigkeit dar (§ 20 Abs. 1 Nr. 15).

Nach Absatz 4 sollen Anordnungen der jeweils zuständigen Verwaltungsbehör-
de in den Fällen, in denen in Rechte Dritter eingegriffen wird und für den Drit-
ten gegen den Eingriff der Rechtsweg eröffnet ist, nur erfolgen, wenn die An-
ordnung aus Gründen des Gemeinwohls geboten ist. Damit gilt in diesen Fällen
regelmäßig der Grundsatz der Subsidiarität des Verwaltungshandelns gegenüber
der eigenen Rechtsverfolgung durch den Dritten.

Absatz 5 regelt die Frage der Zuständigkeit für den Vollzug des IV. Abschnittes
dieses Staatsvertrages. Da dieser Staatsvertrag in allen Ländern einheitlich gilt
und Angebote von Mediendiensten in vielen Fällen nicht auf das Gebiet eines
Landes beschränkt sind, bedarf es einer Regelung, welche Landesbehörde für
den Vollzug zuständig ist. Insoweit wird das Sitzlandprinzip verankert: Für den
Vollzug ist nach Satz 1 die Aufsichtsbehörde des Landes zuständig, in dem der
betroffene Anbieter seinen Sitz, Wohnsitz oder in Ermangelung dessen seinen
ständigen Aufenthalt hat. Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, ist nach Satz 2
subsidiär diejenige Aufsichtsbehörde zuständig, in deren Bezirk der Anlaß für
die Amtshandlung hervortritt. 

Die Sätze 1 und 2 des Absatzes 6 sollen sicherstellen, daß die jeweils zuständi-
gen Verwaltungsbehörden im Rahmen ihrer Aufsichtstätigkeit Angebote unent-
geltlich abrufen können. Dies betrifft jedoch nur die Entgelte, die von Anbietern
für den Abruf ihrer Angebote verlangt werden, nicht aber Entgelte, die vom Be-
treiber für die Nutzung des Telekommunikationsnetzes erhoben werden. Satz 3
soll sicherstellen, daß Anbieter ihre Angebote nicht gegen den Abruf durch die
zuständige Aufsichtsbehörde sperren. Damit soll verhindert werden, daß einzel-
ne Anbieter Überprüfungen durch die zuständige Verwaltungsbehörde faktisch
unmöglich machen. Ein Verstoß gegen dieses Verbot der Sperrung stellt eine
bußgeldbewehrte Ordnungswidrigkeit dar (§ 20 Abs. 1 Nr. 16).

Zu § 19 (Revision zum Bundesverwaltungsgericht)

Die Vorschrift macht von der in Artikel 99 GG enthaltenen Möglichkeit Ge-
brauch, die Revision zum Bundesverwaltungsgericht auch in den Fällen zu
eröffnen, in denen die Entscheidung allein auf landesrechtlichen Vorschriften



Landtag von Baden-Württemberg – 12.Wahlperiode Drucksache 12 / 1302

35

beruht. Damit kann auch bei Landesrecht eine einheitliche Rechtsprechung
durch die Gerichte sichergestellt werden.

Ansonsten wäre die Revision zum Bundesverwaltungsgericht nach den Bestim-
mungen der Verwaltungsgerichtsordnung nicht eröffnet. Die Einräumung einer
solchen Möglichkeit ist geboten, um sicherzustellen, daß die Bestimmungen des
Mediendienstestaatsvertrages möglichst einheitlich ausgelegt werden.

Die Eröffnung der Revision gilt für sämtliche Bestimmungen dieses Staatsver-
trages. Damit können insbesondere die Entscheidungen der Aufsichtsbehörden
nach § 18 dieses Staatsvertrages im Rechtsweg bis zum Bundesverwaltungsge-
richt überprüft werden.

Zu § 20 (Ordnungswidrigkeiten)

Die Vorschrift enthält einen Katalog mit bußgeldbewehrten Tatbeständen. Ab-
satz 1 knüpft an den Anbieter von Mediendiensten in den verschiedenen von § 3
Nr. 1 erfaßten Formen an. Im einzelnen handelt es sich bei den in Absatz 1 auf-
gezählten Ordnungswidrigkeitstatbeständen um Verstöße gegen die Pflicht zur
Anbieterkennzeichnung (Nummer 1), gegen Jugendschutzbestimmungen dieses
Staatsvertrages (Nummern 2 bis 7), gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen
(Nummern 8 bis 14) und gegen Aufsichtsbestimmungen dieses Staatsvertrages
(Nummern 15 und 16). Geahndet werden kann sowohl ein fahrlässiges als auch
ein vorsätzliches Zuwiderhandeln. Die Einordnung als Ordnungswidrigkeit
schließt eine Strafbarkeit nach den allgemeinen Gesetzen nicht aus.

Absatz 2 setzt die höchstmögliche Geldbuße auf 500000 DM fest. Die Festset-
zung in dieser Höhe war geboten, da Verstöße, insbesondere gegen die Jugend-
schutzbestimmungen, eine erhebliche Gefährdung oder Beeinträchtigung wesent-
licher Rechtsgüter bewirken können. Neben den Vorschriften dieses Staatsvertra-
ges sind im übrigen die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten
(OWiG) anzuwenden. Die Bemessung der Höhe der Geldbuße richtet sich dabei
nach § 17 OWiG. Grundlage für die Bemessung sind danach die Bedeutung der
Ordnungswidrigkeit und der Vorwurf, der den Täter trifft (§ 17 Abs. 3 Satz 1
OWiG). Die Geldbuße kann ihre Funktion als nachdrückliche Pflichtenmahnung
nur erfüllen, wenn sie – im Rahmen der Tat- und Schuldangemessenheit – für
den Täter spürbar ist. Erzielt der Täter einen Vorteil aus der Tat, so soll gemäß
§ 17 Abs. 4 OWiG die Geldbuße den wirtschaftlichen Vorteil überschreiten. 

Die Entscheidung über die zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36
Abs. 1 Nr. 1 OWiG obliegt dem Landesgesetzgeber.

Zum V. Abschnitt (Schlußbestimmungen)

Der V. Abschnitt enthält mit den Bestimmungen über die Geltungsdauer, Kündi-
gung und das Inkrafttreten dieses Staatsvertrages, über die Änderung des Rund-
funkstaatsvertrages und über das Außerkrafttreten des Bildschirmtext-Staatsver-
trages die Schlußbestimmungen des Mediendienste-Staatsvertrages.

Zu § 21 (Geltungsdauer, Kündigung)

§21 enthält die Bestimmung über die Geltungsdauer und die Kündigung des
Staatsvertrages. Der Mediendienste-Staatsvertrag gilt für unbestimmte Zeit. So-
fern er nicht zum 31. Dezember 2000 gekündigt wird, schiebt sich die nächste
Kündigungsmöglichkeit um jeweils zwei Jahre hinaus. Die Kündigung eines
Landes gegenüber dem Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz läßt das
Vertragsverhältnis unter den übrigen Ländern unberührt. Allerdings kann jedes
der übrigen Länder das Vertragsverhältnis binnen einer Frist von drei Monaten
nach Eingang der Kündigungserklärung zum gleichen Zeitpunkt, d. h. zum
Schluß eines Kalenderjahres, kündigen.
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Zu § 22 (Änderung des Rundfunkstaatsvertrages)

Die Vorschrift enthält zwei Anpassungen von § 2 Abs. 1 des Rundfunkstaatsver-
trages vom 31. August 1991, zuletzt geändert durch den Dritten Rundfunkände-
rungs-Staatsvertrag vom 26. August bis 11. September 1996, an die durch den
Mediendienste-Staatsvertrag veränderte medienrechtliche Situation: Nach Buch-
stabe a) umschließt der einfachgesetzliche Rundfunkbegriff nicht mehr wie bis-
her auch den Fernsehtext. Nach Buchstabe b) gilt der Rundfunkstaatsvertrag
nicht für Mediendienste im Sinne von § 2 des Mediendienste-Staatsvertrages,
sofern ein solcher sich nicht materiell und inhaltlich als Rundfunk darstellt. In-
soweit wird auf die Begründung zu § 20 Abs. 2 Rundfunkstaatsvertrag in der
Fassung des Dritten Rundfunkänderungsstaatsvertrages verwiesen.

Zu § 23 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Absatz 1 regelt das Inkrafttreten des Mediendienste-Staatsvertrages zum 1. Au-
gust 1997. Sind bis zum 31. Juli 1997 die Ratifikationsurkunden nicht hinterlegt,
wird dieser Staatsvertrag gegenstandslos.

Nach Absatz 2 wird die Klausel des § 2 Abs. 1 Satz 3, wonach die Bestimmun-
gen des Teledienstegesetzes in der in einem Bundesgesetz erstmalig beschlosse-
nen Fassung sowie des Telekommunikationsgesetzes durch diesen Staatsvertrag
unberührt bleiben, gegenstandslos, sofern im Teledienstegesetz nicht klargestellt
wird, daß Mediendienste im Sinne dieses Staatsvertrages vom Anwendungsbe-
reich des Teledienstegesetzes ausgenommen sind.

Damit soll eine für Anbieter und Nutzer klare Trennung der Regelungsbereiche
dieses Staatsvertrages und des Teledienstegesetzes entsprechend der Gesetzge-
bungszuständigkeit der Länder für an die Allgemeinheit gerichtete Informations-
und Kommunikationsdienste gefördert werden. Denn die in § 2 Abs. 1 Satz 3
dieses Mediendienste-Staatsvertrages vorgesehene Ausnahme, die die Länder
im Bewußtsein ihrer Verpflichtung zu bundestreuem Verhalten vorgenommen
haben, erfolgt in der Erwartung eines ländertreuen und verfassungsgerichtliche
Streitigkeiten vermeidenden Verhaltens des Bundes bei der Abgrenzung des An-
wendungsbereiches des Teledienstegesetzes.

Absatz 3 bestimmt, daß der Bildschirmtext-Staatsvertrag vom 31. August 1991
mit Inkrafttreten des Mediendienste-Staatsvertrages außer Kraft tritt. Dies ist die
Folge der Erfassung des Bildschirmtextes durch den Geltungsbereich dieses
Staatsvertrages.
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Protokollerklärung aller Länder

1. Bund und Länder haben sich am 1. Juli 1996 darauf verständigt, im Rahmen der
Zuständigkeitsverteilung des Grundgesetzes einen in der Sache einheitlichen
Rechtsrahmen in Form eines Bundesgesetzes und eines Länderstaatsvertrages
zu schaffen. Es bestand Einigkeit darüber, die notwendigen Regelungen nicht
an unterschiedlichen Auffassungen in Kompetenzfragen scheitern zu lassen.

2. Bund und Länder haben in wichtigen Fragenkomplexen einvernehmliche Er-
gebnisse erzielt. Dies gilt für die zentrale Frage der Zugangsfreiheit, die
wortgleich geregelt ist; gleiches gilt für den Datenschutz sowie für die
Grundzüge der Verantwortlichkeit der Diensteanbieter.

3. Bund und Länder stimmen darin überein, daß eine abschließende, alle Dienste
umfassende Festlegung der jeweiligen Anwendungsbereiche zur Zeit nicht
sinnvoll möglich ist. Durch die Zuordnung von einzelnen, heute bekannten
Diensten im Teledienstegesetz und im Mediendienste-Staatsvertrag haben
Bund und Länder die Aufteilung nach dem gegenwärtigen Erkenntnisstand
vorgenommen.

4. Bund und Länder werden die Entwicklung neuer Dienste sowie die Anwen-
dung der beiderseitigen gesetzlichen Regelungen fortlaufend beobachten und
hierüber weiterhin im Gespräch bleiben. Sie vereinbaren, die Gespräche mit
dem Ziel zu führen, eine Verständigung über notwendige Anpassungen un-
verzüglich und auf politischer Ebene herbeizuführen.

5. Bund und Länder werden beide Regelungswerke mit dem Ziel des gemeinsa-
men Inkrafttretens zum 1. August 1997 den jeweiligen Parlamenten zuleiten.

Protokollerklärung des Landes Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen,
der Freien und Hansestadt Hamburg, der Länder Hessen, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, des Saarlandes, der Länder Sachsen-Anhalt
und Schleswig-Holstein zu § 4 Mediendienste-Staatsvertrag

Das Land Brandenburg, die Freie Hansestadt Bremen, die Freie und Hansestadt
Hamburg, die Länder Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, das Saarland, die Länder Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein sind der
Auffassung, daß § 4 um eine Regelung ergänzt werden sollte, die Betreiber von
Telekommunikationsnetzen für Mediendienste verpflichtet, Anbietern von Me-
diendiensten diskriminierungsfreien Zugang zu den Netzen zu gewährleisten.
Sie bedauern, daß über die dem Interesse der Nutzer dienende Regelung kein
Einvernehmen im Länderkreise erzielbar war.

Protokollerklärung des Landes Brandenburg zu den § 2 Abs. 1 und § 23 Abs. 2
des Mediendienste-Staatsvertrages

Anläßlich der Unterzeichnung des Mediendienste-Staatsvertrages am 12. Febru-
ar 1997 gibt das Land Brandenburg folgende Protokollerklärung ab:

„Bei der nächsten Änderung des Staatsvertrages strebt das Land Brandenburg die
Streichung der Worte ,in der in einem Bundesgesetz erstmalig beschlossenen
Fassung‘ in § 2 Abs. 1 Satz 3 (Beschreibung des Geltungsbereiches des Staatsver-
trages) an. Das Land Brandenburg geht auch davon aus, daß es sich bei § 23
Abs.2 des Mediendienste-Staatsvertrages lediglich um eine Übergangsvorschrift
im Hinblick auf das Gesetzgebungsverfahren des Bundes zum Teledienstegesetz
handelt. Nach Abschluß des Gesetzgebungsverfahrens des Bundes zum Teledien-
stegesetz sollte deshalb die Bestimmung in § 23 Abs. 2 des Mediendienste-
Staatsvertrages im Rahmen der Rechtsbereinigung (z. B. im Rahmen einer Ände-
rung des Rundfunk-Staatsvertrages) wieder gestrichen bzw. geändert werden.“


